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Christoph Royen

Polen zwischen Beharrung und Erneuerung

Die politischen Institutionen im Prozeß des Wandels

I. Die Polnische Vereinigte Arbeiterpartei (PVAP)

Der Brief des ZK der KPdSU an das ZK der 
PVAP vom 5. Juni spricht das aus sowjetischer 
Sicht zentrale Problem der Entwicklung der 
polnischen Krise offen an: In Moskau ist das 
Vertrauen in die Fähigkeit der polnischen Ge-
nossen, aus eigener Kraft die innere Stabilität 
des Landes wiederherzustellen, der Sorge ge-
wichen, daß die PVAP die Kontrolle über die 
Ereignisse verliert und womöglich als marxi-
stisch-leninistische Partei auf dem 9. Parteitag 
aufhöre zu bestehen. Angesichts der funda-
mentalen Bedeutung, die den kommunisti-
schen Parteien in den Mitgliedstaaten des so-
wjetischen Hegemonialverbandes als den 
Steuerungsorganen aller politisch relevanten 
gesellschaftlichen Prozesse und zugleich als 
nationalen Garanten der sowjetischen Vor-
machtstellung in der Sozialistischen Staaten-
gemeinschaft zukommt, hängt die Möglichkeit 
eines Modus vivendi zwischen der „Erneue-
rung“ in Polen und dem sowjetischen Hegemo-
nialinteresse in erster Linie von der Analyse 
des Zustands der PVAP ab.

Das Prinzip der „führenden Rolle der Partei 
in Staat und Gesellschaft"

Die nationale Garantenstellung der einzelnen 
kommunistischen Parteien in den Mitglieds-
ländern der Sozialistischen Staatengemein-
schaft wird im offiziell üblichen Sprachge-
brauch des kommunistischen Lagers als „die 
führende Rolle der Partei in Staat und Gesell-
schaft umschrieben. Seit dem Moskauer „Kon-
zil vom November 1957 gehört die Führungs-
rolle der kommunistischen Parteien zu den 
obersten gemeinsamen Gesetzmäßigkeiten 

Eine erweiterte Fassung dieser Arbeit, die auch 
edenverweise enthält, wurde im Juni 1981 für die 

tiftung Wissenschaft und Politik, Ebenhausen, er- 
ärbeitet.

beim Aufbau des Sozialismus. Die Gefährdung 
der Gültigkeit des Prinzips der „führenden 
Rolle der Partei" führt zur Gefährdung der „so-
zialistischen Errungenschaften" des betreffen-
den Landes und notfalls zu der Notwendigkeit, 
die „gemeinsamen Interessen der Sozialisti-
schen Staatengemeinschaft" an der Erhaltung 
des Herrschaftsmodells durch gewaltsamen 
Eingriff unter Berufung auf das Prinzip des „so-
zialistischen Internationalismus" zu verteidi-
gen.

Deshalb war es für die PVAP und ihre Bruder-
parteien im Warschauer Pakt bei der Bewer-
tung der Streiks des Sommers 1980 und der 
folgenden Verhandlungsergebnisse mit der 
neuen Gewerkschaft „Solidarität" ausschlagge-
bend, daß die „Solidarität" die führende Rolle 
der PVAP im Staat in ihrem Statut anerkannte. 
Bald wurde indessen erkennbar, daß mit der 
bloßen erneuten Auswechslung von Persön-
lichkeiten die PVAP ihre Autorität nicht mehr 
herstellen konnte. Die Nachfolger Giereks er-
schienen weniger als Steuernde, sondern als 
durch die Forderungen der „Solidarität" in die 
Defensive Getriebene, nicht als Regierende, 
sondern als bloß Reagierende. Unter diesem 
Eindruck breitete sich in den Kommentaren 
der Bruderparteien und in der Kritik durch die 
„hardliner" der Partei das Wort von der „Dop-
pelherrschaft" in Polen aus.

Nirgends wird zwar bisher in Polen offen die 
Forderung nach der Zulassung anderer um die 
Macht konkurrierender Parteien erhoben. 
Und die „Solidarität" hütet sich bislang, auf 
Überlegungen einzugehen, die neue Gewerk-
schaft als politische Organisation in die „Na-
tionale Einheitsfront" einzufügen mit entspre-
chenden Konsequenzen einer Vertretung im 
polnischen Parlament und einer eventuellen 
Beteiligung an der Regierung. Dennoch beto-



nen die Sprecher der „Solidarität" zumindest, 
daß sie gewillt seien, die Partei und die Regie-
rung zu „kontrollieren". In den Mitte April ver-
öffentlichten „Leitlinien für die Tätigkeit der 
.Solidarität' in der gegenwärtigen Lage des 
Landes", die vom „Zentrum für gesellschaftli-
che und berufsbezogene Analysen" (Orodek 
Prac Spoleczno-Zawodowych) beim Landesko-
ordinationsausschuß der „Solidarität" erarbei-
tet und als Diskussionsgrundlage akzeptiert 
worden sind, heißt es einleitend: „Unsere Ge-
werkschaft ist vor knapp einem Jahr aufgrund 
des Kampfes der Arbeiter entstanden, der 
durch das ganze Land unterstützt wurde. Wir 
sind heute eine große soziale Kraft.. . Und am 
Schluß der Leitlinien heißt es: „Die .Solidarität' 
ist die Hauptgarantie des Erneuerungsprozes-
ses. Es gibt keine andere gesellschaftliche 
Kraft in Polen, die sie bei diesem Werk erset-
zen könnte. Auf dem Weg der Erneuerung 
müssen wir entschlossen sein und bereit, Op-
fer zu bringen. Entweder gestaltet die .Solida-
rität' ihr gesellschaftliches Umfeld um, oder 
das bisherige System zwingt ihr seine Normen 
und Ziele auf, lähmt unsere Anstrengungen 
und verschlingt uns schließlich, womit die 
Hoffnungen auf eine Wiedergeburt zerstört 
wären."
Gleichzeitig sind innerhalb der Partei unter 
Parteitheoretikern Diskussionen in Gang ge-
kommen, ob das Prinzip der führenden Rolle 
im Staat nicht einer zeitgemäßen Neuinter-
pretation bedürfe, etwa im Sinne einer Be-
schränkung auf eine „Leitungsrolle in der Ge-
sellschaft“ — eine Formel, wie sie bereits an-
läßlich der Verfassungsreform von 1976 als 
Kompromiß zwischen Gierek und den Prote-
sten aus der Dissidentenbewegung und aus 
der Kirche gefunden wurde.

Auch in den übrigen kommunistischen Par-
teien des Warschauer Pakts, einschließlich der 
KPdSU, ist in den letzten Jahren mehrfach von 
offizieller Seite gefordert worden, daß das 
Grundprinzip der „führenden Rolle der Partei" 
einer „Modernisierung" bedürfe. Entscheidend 
dafür, ob derartige Veränderungen noch im 
Rahmen des orthodox Zulässigen bleiben, ist 
aber, daß die Modernisierung nicht als der 
Partei von außen durch die Gesellschaft aufge-
zwungen, sondern als autonom eingeleiteter 
und in jeder Etappe beherrschbarer Prozeß er-
scheint. Die PVAP hatte nun auf ihrem außer-

ordentlichen Parteitag zu beweisen, ob sie die 
sen Anforderungen genügen kann und dam 
der Forderung der KPdSU in dem gemeinst 
men Kommunique vom 4. März 1981 nach ei 
ner „Umkehr der Entwicklung" in ihrem Ken 
punkt zu entsprechen in der Lage ist.

Der „demokratische Zentralismus" und da 
Verhältnis von Basis und Parteiführung

Die Stellung der Partei gegenüber anderen g 
sellschaftlichen Kräften des Landes bildet nt 
einen Aspekt des Problems der „führende: 
Rolle der Pärtei" — das Außenverhältnis. Ii 
Innenverhältnis wird die führende Rolle de 
Partei verwirklicht mit Hilfe des Organis 

tionsgrundsatzes des sogenannten „demokr 
tischen Zentralismus“. Formal besagt diese 
Grundsatz, daß die Minderheit sich der Meb 
heit in strikter Disziplin unterzuordnen he 
De facto hat sich jedoch bereits unter Leni 
und dann vollends unter Stalin die Praxis hei 
ausgebildet, in der sich eine manipuliert 
Mehrheit der Basis den Anordnungen de 
Minderheit der Parteiführung zu fügen hat 

In den ersten Monaten nach den Streiks de 
„polnischen Sommers" sah es ursprünglic 
nicht so aus, als ob auch der „demokratisch 
Zentralismus" von dem Erneuerungsprozeß er 
faßt würde. Die einfachen Parteimitgliedern 
hen sich noch unmittelbarer als die Funktit 
näre der oberen Instanzen mit der Kritik um 
der Verachtung für die PVAP durch die breit 
Masse der Bevölkerung am Arbeitsplatz ode 
in der Wohngemeinschaft konfrontiert. A 
statt sich aber gegen die Kritiker zu wende 

begannen sie sich die Frage vorzulegen, We 
halb die Partei in immer kürzeren Abstände: 
seit 1956 in Krisensituationen geraten wä 

und welche Garantien dagegen errichtet We 

den könnten, daß die Partei „der Arbeiter’’ 

Zukunft sich nicht mehr von den Arbeiter 
entfremde. Die Vorbildwirkung des erfolgte 
chen Protests der Streikkomitees, aus dene 
die „Solidarität“ hervorging, und der Zorn übe 
die nun zutage tretende Korruption und Mi 
Wirtschaft in der Parteiführung führten zu de 
Erkenntnis, daß man die Kontrolle der Parte 
nicht der „Solidarität" überlassen dürfe, s® 
dern in die eigene Hand nehmen müsse.

Vor diesem Hintergrund entstanden im Lau 
des Winters innerhalb verschiedener Reg1’ 



nen des Landes aus Vertretern der Basisorga-
nisationen der Partei die sogenannten „hori-
zontalen Verständigungen" oder „horizontalen 
Strukturen". Zunächst dienten sie schlicht der 
Beschaffung von Informationen, die von der 
lahmgelegten und desorientierten Partei-
spitze nicht mehr eingingen. Der logisch näch-
ste Schritt war der Austausch konkreter Er-
fahrungen, nachdem sich die eingehenden 
Weisungen von oben häufig als irreal oder wi-
dersprüchlich erwiesen hatten. Hieraus resul-
tierten wiederum Absprachen über gemeinsa-
mes, paralleles Vorgehen bei der Bewältigung 
lokaler Konflikte. Die Erfahrung, daß auch 
ohne Anweisungen oder mitunter auch gegen 
die Direktiven der Zentrale erfolgreich gehan-
delt werden konnte, führte schließlich zu der 
Konsequenz, die neuen Formen der Basisar-
beit auch bei dem wichtigsten Ereignis im Le-
ben jeder Partei, den bevorstehenden Partei-
wahlen vor dem Parteitag, zu erproben.

Als Mitte April in Thorn Vertreter verschiede-
ner Regionen einen landesweiten Kongreß der 
»horizontalen Strukturen" veranstalteten, sah 
sich die Parteiführung zwar außerstande, eine 
offizielle Billigung auszusprechen, ließ aber 
immerhin einen führenden Funktionär des 
zentralen Apparats als Beobachter an dem 
Treffen teilnehmen. Hingegen versuchten die 
dogmatischen „hardliner" in der Partei und die 
Medien der Nachbarn sofort, die „Horizontal-
strukturen" als „fraktionistisches" und als „revi-
sionistisches" Phänomen zu brandmarken. Par-
teichef Kania sah sich auf dem 10. Plenum 
Ende April deshalb zu der mahnenden Klar-
stellung veranlaßt: „Wir betrachten die ver-
schiedenen Kommissionen und Diskussions-
gruppen als Ausdruck der Aktivität und der 
Belebung der Partei. Es muß jedoch unterstri-
chenwerden, daß diese Tätigkeit nicht zur Un-
terhöhlung und Veränderung der bewährten 
leninistischen Struktur der Partei, zur Infrage-
stellung ihrer Geschlossenheit führen darf. 
Denn dies würde sich gegen die Einheit der 
Partei richten und die Voraussetzung für Spal-
tungen und Fraktionsbildungen schaffen."
Und in den veröffentlichten „Programmgrund-
lagen für den 9. Parteitag" heißt es: „In einigen 
Zentren des Landes sind Initiativen zur unmit-
telbaren Zusammenarbeit zwischen Basisor-
ganisationen der Partei in Betrieben, Hoch-
schulen und anderen Institutionen entstan-

den. Diese Zusammenarbeit soll dem Aus-
tausch von Erfahrungen dienen und die Tätig-
keit der Partei bereichern; diese Form darf 
nicht zur Infragestellung der Struktur und der 
Geschlossenheit der Partei führen."

Abkürzungen

ChSS ChrzeSciafiskie Stowarzyszenie Spo-
eczne

(= Christlich-Soziale Gesellschaft)
DiP DoSwiadczenie i Przyszo 

(= Erfahrung und Zukunft)
KOR Komitet Obrony Robotniköw

(= Komitee zur Verteidigung der Ar-
beiter)

KPC Kommunistische Partei der Tsche-
choslowakei

KPdSU Kommunistische Partei der Sowjet-
union

KSS Komitet Samoobrony Spolecznej
(= Komitee für gesellschaftliche 
Selbstverteidigung)

ODiSS Osrodek Dokumentacji i Studiöw 
Spolecznych
(= Zentrum für Dokumentation und 
soziale Studien)

PVAP Polnische Vereinigte Arbeiterpartei
PZKS Polski Zwiazek Katolicko-Spoleczny 

(= Polnischer Katholisch-Sozialer
Verband)

RFER Radio Free Europe Research
SD Stronnictwo Demokratyczne 

(= Demokratische Partei)
SDP Stowarzyszenie Dziennikarzy Pols-

kich
(= Polnischer Journalistenverband)

TASS Telegrafnoe Agenstvo Sovetskogo 
Sojuza
(= Nachrichtenagentur der Sowjet-
union)

ZBoWiD Zwiazek Bojowniköw o Wolno i 
Demokracje
(= Verband der Kämpfer für Freiheit 
und Demokratie)

ZK Zentralkomitee
ZSL Zjednoczone Stronnictwo Ludowe 

(= Vereinigte Bauernpartei)

Der Verlauf der bis zum 11. Plenum des ZK der 
PVAP am 9./10. Juni zum Teil bereits abge-
schlossenen Wahlen der unteren Gremien 
und Exekutivorgane der PVAP sowie der di-
rekt von den großen Basisorganisationen zu 
entsendenden Parteitagsdelegierten hat je-
denfalls gezeigt, daß die Grundgliederungen 
der Partei häufig weit mehr als die Hälfte der 



bisherigen Mandats- und Amtsträger abwähl-
ten. Sie waren nicht bereit, entsprechend einer 
in der neuen vorläufigen Parteiwahlordnung 
vorgesehenen Klausel in „begründeten Fällen" 
auch Nichtdelegierten der Wahlversammlung, 
also den von „oben" empfohlenen Kandidaten 
die Kandidatur im Wege des „Seiteneinstiegs" 
zu gestatten.

Vermutlich dürfte diese Entwicklung, die in 
der Perspektive bedeuten würde, daß der Par-
teitag ein völlig verändertes ZK und ein weit-
gehend aus eindeutigen Befürwortern der „Er-
neuerung" bestehendes Politbüro wählen wür-
de, den wichtigsten Anlaß für den Brief des ZK 
der KPdSU vom 5. Juni gegeben haben. Wäh-
rend die interne „hardliner"-Fraktion schon 
seit Wochen, unterstützt von den Kommenta-
ren der Medien aus den Nachbarstaaten, for-
derte, es müßten mehr „echte" Arbeiter ge-
wählt werden, haben die Zentristen um Kania 
und Barcikowski flexibler reagiert. Sie verwie-
sen darauf, daß die bei den Parteiwahlen be-
sonders erfolgreichen Vertreter der jungen 
technischen Intelligenz das Vertrauen der 
wählenden Arbeiter genießen und nicht von 
oben mit Mißtrauen begrüßt werden dürften. 
Gleichzeitig freilich versuchten sie nunmehr, 
in den verbleibenden Wochen bis zum Partei-
tag die Wahlgremien daran zu erinnern, daß 
der Erfolg der Erneuerung nicht nur vom Grad 
der Demokratisisierung abhänge, sondern 
auch von der Sicherung der Kontinuität der 
Parteiarbeit durch die ausreichende Wahl er-
fahrener Funktionäre. Einige Wahlkonferen-
zen, die nach dem Brief des ZK der KPdSU 
stattfanden, haben auf diesen Appell reagiert. 
Und anders als Barcikowski in Stettin, der nur 
nach heftigen Diskussionen zur Kandidatur 
als Parteitagsdelegierter zugelassen und ge-
wählt wurde, wurden nunmehr Kania, Vizemi-
nisterpräsident Rakowski und der (inzwischen 
in diesem Amt zurückgetretene) Leiter der 
Medienabteilung beim ZK der PVAP, Klasa, 
bei der Wojewodschaftskonferenz in Krakau, 
sowie Vizeministerpräsident Jagielski in El-
bing mühelos gewählt. Auch der Vorsitzende 
der Obersten Kontrollkammer, der alte Geg-
ner Giereks, General Moczar, wurde in Kielce 
als Parteitagsdelegierter nominiert; ebenso 
General Jaruzelski durch die Parteiwahlen im 
Warschauer Militärbezirk. In den letzten Juni-
tagen ist es der Parteispitze auch gelungen, die

Wahl der auf dem 9. Plenum des ZK noch als 
„Hartköpfe" angegriffenen Tadeusz Grabski 
und Stefan Olszowski sowie weiterer, ihnen 
nahestehender Personen zu sichern, um den 
Warnungen der sowjetischen Führung Ge-
nüge zu tun.

Programmatische Konsequenzen aus dem 
Scheitern Giereks

Jede politische Führung der PVAP steht vor 
der Aufgabe, nach dem Zusammenbruch des 
Gierekschen Programms der beschleunigten 
industriellen Modernisierung und der breiten 
Wohlstandsanhebung, das mit einer Strategie 
des „importierten Wachstums" verwirklicht 
werden sollte, sich von der Gierek-Ära deut-
lich abzusetzen. Inzwischen lassen sich jedoch 
verschiedene Richtungen der Absetzungsbe-
wegungen feststellen, die jeweils den Inhalt 
des Erneuerungsprozesses unterschiedlich be-
einflussen. Bereits im Spätsommer 1980 nach 
der Ersetzung Giereks durch Kania kam esaul 
dem 6. Plenum des ZK der PVAP zu einer 
deutlichen Konfrontation zwischen denen, die 
seinerzeit von Gierek entmachtet worden wa-
ren und die nun die gesamten 70er Jahre 
als Fehlentwicklung ansehen wollten (z.B. 
Moczar), sowie denen, die die geistige und ma-
terielle Starre der späten Gomulka-Zeit nicht 
vergessen hatten und den Pragmatismus Gie-
reks als richtigen Ansatz betrachteten (z.B. 
Rakowski). Hinter diesem Streit kündigten 
sich schon damals divergierende Auffassun-
gen über das Konzept der Erneuerung an.
Mittlerweile ist die Auseinandersetzung mit 
der Ära Gierek erneut von außen in den Kom-
mentaren der sowjetischen Zeitungen und 
auch in dem Brief des ZK der KPdSU vom 
5. Juni aufgenommen und nach Polen hinein-
getragen worden. Im Zentrum der Kritik ste-
hen nun nicht mehr nur die ökonomischen 
Fehlkalkulationen Giereks und Jaroszewiczs 
sondern auch die außenwirtschaftliche Öff-
nung nach Westen, die Polen vom Kapitalis-
mus abhängig gemacht habe, sowie die ideolo-
gische Verarmung des politischen Lebens in 
der Partei, in den Medien und in der Kulturpo-
litik. Zum ersten Mal heißt es nun sogar, die 
sowjetische Führung habe Gierek schon seit 
einer Reihe von Jahren gewarnt. Gierek habe 
diese Warnungen jedoch in den Wind geschla-



gen. In Polen werden aber auch aus dieser so-
wjetischen Kritik keineswegs identische pro-
grammatische Schlußfolgerungen gezogen:
Eine Auffassung, die man als die Linie der kon-
sequenten Erneuerung bezeichnen kann, sieht 
den ökonomischen Fehler Giereks in dem Zu-
rückweichen vor der Verwirklichung der be-
reits auf dem Reißbrett entworfenen Pläne ei-
ner tiefgreifenden Wirtschaftsreform, in der 
Markt und Preis zu wichtigen Steuerungsele-
menten der polnischen Binnen- und Außen-
wirtschaft würden. Die politische Kritik setzt 
ebenfalls bei einer Inkonsequenz Giereks an, 
der es versäumt habe, den anfänglich verspro-
chenen und eingeleiteten Dialog und die Kon-
sultation mit der Bevölkerung fortzusetzen. 
Die ideologische Absicherung dieser Position 
erfolgt durch eine Gruppe von Parteitheoreti-
kern, Historikern, Soziologen und Publizisten, 
die darauf hinweisen, daß der Kommunismus 
in Polen deshalb immer wieder in Krisen gera-
ten sei, weil die stalinistischen „Geburtsfehler“ 
bei der Machtübernahme durch die polni-
schen Kommunisten nach der Befreiung Po-
lens durch die Rote Armee nie überwunden 
worden seien. Es müsse daher auch im Inter-
esse der heutigen sowjetischen Führung lie-
gen, in Polen einen selbstbewußten Partner an 
ihrer Seite zu wissen, statt eines periodisch 
von neuen Eruptionen heimgesuchten Satelli-
ten. Polens Krise sei zudem nicht singulär, 
denn auch die übrigen Volksdemokratien und 
die Sowjetunion stünden vor der Notwendig-
keit tiefgreifender Änderungen und Reformen 
des Systems.

Für den anderen Pol im Meinungsspektrum 
der PVAP steht das Verhältnis zur Sowjet-
union im Mittelpunkt aller programmatischen 
Überlegungen. Sie gehen davon aus, daß Po-
lens Wirtschaft in den nächsten Jahren klar 
auf sowjetische Energie- und Rohstofflieferun-
gen sowie auf Devisenhilfe angewiesen sein 
Werde. Sie erwarten, daß weder die amtie-
rende sowjetische Führung noch deren Nach-
folger zu weitgehenden Systemreformen be-
reit sein werden. Lenin gilt den Vertretern 
dieser Auffassung nach wie vor als der Schöp-
fer des Sowjetstaats unter den Bedingungen 
der kapitalistisch-imperialistischen Einkrei-
sung, des Parteityps der Kaderherrschaft und 
der strengen hierarchischen Ordnung in der 
kommunistischen Weltbewegung.

Eine primitivere Variante zieht aus der Kritik 
an Gierek im Grunde nur die gegenwärtig po-
puläre Schlußfolgerung, daß zunächst einmal 
mit den Mitgliedern der Gierek-Equipe abge-
rechnet werden müsse. Vielleicht hatten die 
Vertreter der Abrechnungs-Forderung ur-
sprünglich sogar beabsichtigt, damit die Not-
wendigkeit eines außerordentlichen Partei-
tags, seiner programmatischen Vorbereitung 
und die Durchführung von Parteiwahlen als 
überflüssig erscheinen zu lassen oder den Par-
teitag vorwiegend mit der Abrechnung zu be-
streiten. Inzwischen scheint sich jedoch allge-
mein die Auffassung durchgesetzt zu haben, 
daß die Peinlichkeit des Abrechnungsprozes-
ses sich nicht auf ehemalige Hauptakteure be-
schränken ließe, sondern auch auf viele Mit-
glieder der neuen Führung einen Schatten 
werfen würde. Deshalb hat das 10. Plenum des 
ZK den heftigsten Kritiker Giereks, Tadeusz 
Grabski, mit dem Vorsitz einer neuen Partei-
kommission betraut, die bis zum Beginn des 
Parteitags einen vorläufigen Abschlußbericht 
über die Aufklärung der Vorwürfe gegen Gie-
rek und seine Parteigänger vorlegen sollte. 
Die herrschende Meinung in den Spitzengre-
mien der obersten Parteiorgane sucht zwi-
schen diesen Extremen eine ausgleichende Li-
nie. Kania und Jaruzelski konnten deshalb zu-
nächst der Aufgeschlossenheit der abwägen-
den Führung der KPdSU um Breschnew gewiß 
sein. Erst als die Kreml-Führung zu der Auf-
fassung gelangte, daß die Zentristen im Bemü-
hen um die Wiedergewinnung des Vertrauens 
der Basis Gefahr liefen, die Balance zu verlie-
ren, hielt sie es für notwendig, ein unüberhör-
bares Warnsignal zu geben. Dennoch dürfte es 
voreilig sein, aus der sowjetischen Medien-
kampagne seit Mitte Mai und aus dem Brief 
des ZK der KPdSU abzuleiten, daß die sowjeti-
sche Führung bereits auf Ablösung der Zentri-
sten durch die „hardliner" dränge. Viel eher 
entspricht es dem sowjetischen Interesse an 
baldiger Überwindung der polnischen Krise, 
daß die Zentristen an der Macht bleiben, aber 
künftig nicht mehr vorwiegend unter dem 
Druck der Basis und der „Erneuerer" handeln, 
sondern Rücksicht auf die Forderungen der 
„hardliner" nehmen.

Die neuen „hardliner"

In der Tat sind — anders als die alarmierten 
Kommentatoren aus den Nachbarstaaten Po-



lens gelegentlich glauben machen möchten — 
in der PVAP-Führung die Befürworter einer 
harten Linie gegenüber der „Solidarität", ge-
genüber den Dissidenten und gegenüber den 
„Auflösungstendenzen" in der Partei noch 
zahlreich und in der Lage, den Gang der Ereig-
nisse mitzubeeinflussen. Auch hierin liegt 
wieder ein Unterschied zur Situation in der 
Führung der KP der Tschechoslowakei 1968, 
wo die „hardliner" vor dem Einmarsch der 
Warschauer-Pakt-Truppen schon allgemein 
diskreditiert und im Vergleich zu dem eindeu-
tigen Reformflügel als schwach galten. Den-
noch stellt sich bei genauerer Prüfung heraus, 
daß die Zuordnung zur Gruppe der „hardliner" 
im konkreten Einzelfall nicht leicht ist bzw. 
daß der Sammelbegriff „hardliner" durchaus 
unterschiedliche Persönlichkeiten und Kon-
zepte zusammenfaßt.
In den ersten Monaten nach dem Sturz Gie-
reks richtete sich die Aufmerksamkeit westli-
cher Beobachter in erster Linie auf das rasche 
„Comeback" des von Gierek 1971 scheinbar 
endgültig entmachteten Führers der soge-
nannten „Partisanen"-Gruppe, Moczar. Moczar 
galt seit der Unterdrückung der Studentenun-
ruhen vom März 1968 und der gleichzeitigen 
„antizionistischen" Kampagne, die viele her-
vorragende polnische Wissenschaftler und 
Künstler in die Emigration trieb, als Protago-
nist eines „nationalstalinistischen" Kurses mit 
antisemitischen Zügen. Als Hausmachtbasis 
diente ihm der seinerzeit einflußreiche Kom-
battantenverband des „Verbandes der Kämp-
fer für Freiheit und Demokratie" (Zwiazek Bo-
jowniköw o Wolno i Demokracje“, ZBoWiD). 
Die Moczar von Gierek übertragene Funktion 
des Präsidenten der Obersten Kontrollkam-
mer (vergleichbar mit dem Bundesrechnungs-
hof) erschien hingegen als ein bedeutungslo-
ses Abstellgleis, bis eben diese Institution in 
die Lage versetzt wurde, die Unterlagen für 
die Abrechnung mit den Fehlern und Korrup-
tionspraktiken der Gierek-Jahre bereitzustel-
len.

Bisher hat Moczar jedoch keinen sichtbaren 
Versuch gemacht, in seine alte Funktion als 
Chef der Sicherheitskräfte zurückzukehren. 
Seit seiner Wiederwahl als Vorsitzender des 
ZBoWiD hat er sich hingegen in auffallender 
Weise bemüht, die ihm anhaftende Reputation 
als Antisemit zu widerlegen, indem er mehr-

fach den Beitrag der jüdischen Mitbürger zur 
polnischen Kultur und im Kampf gegen den 
Faschismus hervorhob, indem er ZBoWiD zu-
sammen mit der „Sozial- und Kulturgesell 
Schaft der Juden in Polen" Gedenkfeiern für 
den Getto-Auf stand von 1943 durchführen 
und sogar eine ZBoWiD-Delegation zu den 
Feiern des Jahrestags der Befreiung des KZ 
Auschwitz nach Israel reisen ließ. In der Dis-
kussion aktueller Themen konzentriert sich 
Moczar bei seinen verschiedenen Auftritten 
vor dem Sejm und vor dem Plenum des ZK der 
PVAP auf das sich aus seiner Hauptfunktion 
ergebende Thema der Sauberkeit der öffentli-
chen Verwaltung. Besondere Aufmerksamkeit 
aber verdient seine Rede anläßlich des Festak-
tes zum Siegestag am 8. Mai in Warschau, in 
der er die Erwartung ausdrückte, daß die „Soli-
darität" zum „dauerhaften und konstruktiven 
Faktor" im System der sozialistischen Demo-
kratie werde, und feststellte, daß die von Kania 
und Jaruzelski propagierte „Politik des Dialogs 
und der Verständigung, nicht die gewaltsame 
Konfrontation", der „einzige Weg unseres Vol. 
kes, sein großer Wert" sei.

Während es so zur Zeit den Anschein hat, daß 
Moczar und der ZBoWiD heute der Zentrist!-
sehen Linie Kanias und Jaruzelskis folgen, 
sind im Lauf der ersten Monate dieses Jahres 
verschiedene neue Gruppierungen an die Öf-
fentlichkeit getreten, die den Eindruck hinter-
lassen, als seien sie für eine Fortsetzung des 
ehemaligen Moczarismus: Gleichzeitig mit 
der von Studenten der Warschauer Universi-
tät veranstalteten Gedenkfeier für die Opfer 
der Polizeiaktion vom 8. März 1968 versam-
melten sich Mitglieder einer bislang unbe-
kannten Vereinigung unter dem Namen 
„Grunwald" zu einer Demonstration für die 
Opfer des Stalinismus und Zionismus in Polen. 
Damit sollte offenbar die auch in anderen 
osteuropäischen Staaten von konservativen 
Kommunisten aufgestellte Behauptung wie-
der hervorgeholt werden, die Praktiken des 
Spätstalinismus seien vor allem den jüdischen 
Kommunisten zur Last zu legen, die mit der 
Roten Armee in die Heimat zurückgekehrt 
seien. Obwohl sofort eine Serie von Protesten 
durch angesehene Künstler und Intellektuelle 
in der Zeitung „ycie Warszawy" veröffent 
licht wurde, schritten die Behörden nicht ge-
gen „Grunwald" ein.



Ende April erlangte die „Patriotische Vereini-
gung .Grunwald" die Registrierung als Verein. 
Bei dieser Gelegenheit wurde bekanntgege-
ben, daß den Vorsitz ein bekannter Filmregis-
seur, Bohdan Poreba, führt und daß die Verei-
nigung bereits über 100 000 Mitglieder mit 
über das ganze Land verbreiteten Regionalun-
tergliederungen haben soll. Die Vereinigung 
„Grunwald" gibt inzwischen eine Wochenzeit-
schrift, „Rzeczywisto", heraus und scheint in 
enger Verbindung zu der neuen Monatszeit-
schrift „Plomienie" des offiziellen Jugendver-
bandes zu stehen. Ferner steht „Grunwald“ 
hinter dem als Gegengewicht zu den neuen 
Diskussionsforen der Parteiintellektuellen ge-
gründeten Diskussionsklub „Warszawa 80". 
Auffällig ist die mehrfache publizistische Un-
terstützung, die diese neokonservativen Grup-
pen durch sowjetische Medien erfahren. So 
wurde ein weiteres führendes Mitglied der 
Vereinigung, der Filmregisseur Ryszard Fi-
lipski, in einem Bericht des „Izvestija"-Korre-
spondenten wegen seines Pilsudski-Filmes ge-
lobt, mit dem Filipski der gefährlichen Auf-
wertung des bourgeoisen Vorkriegspolens 
habe entgegentreten wollen. Die „Pravda" mel-
dete Anfang Februar einen angeblichen An-
schlag auf die Redaktion von „Plomienie", 
nachdem die Zeitschrift sich kritisch über die 
.Solidarität" geäußert habe.
Offiziell im Sinne der Aufrechterhaltung und 
der Stärkung der Beziehungen zur Sowjet-
union wirkt die „Gesellschaft für polnisch-so-
wjetische Freundschaft“ (Towarzystwo Polsko-
Radzieckiej Przyjani, TPPR), die von dem ZK-
Mitglied und Chefredakteur der Monatszeit-
schrift der PVAP, „Nowe Drogi", Stanislaw 
Wronski, geleitet wird. Sie macht es sich ge-
genwärtig zur Hauptaufgabe, im Zusammen-
wirken mit dem sowjetischen Botschafter in 
Warschau auf alle tatsächlichen oder auch nur 
vermuteten Tendenzen der Feindseligkeit ge-
genüber dem Nachbarn hinzuweisen.
Als bisher eindeutigste Gruppe von „hardli-
nemn", die in der politischen Lösung der aufge-
brochenen Konflikte nur ein Zurückweichen 
vorder „Konterrevolution" sehen, ist Ende Mai 
das sogenannte „Kattowitzer Parteiforum" auf-
getreten. Als Wortführer dieser Gruppe traten 
wei kaum bekannte Hochschuldozenten aus 
Kattowitz hervor. Die zeitweilig von der „Prav-
da",der „Izvestija" und dem „Neuen Deutsch-

land“ verbreitete Meldung, das stellvertre-
tende Politbüromitglied Gerard Gabry sei 
Vorsitzender des „Kattowitzer Forums", wurde 
alsbald von Gabry dementiert. Ungeachtet 
der offenbar geringen Zahl der Mitglieder fan-
den die Verlautbarungen des Forums nach ih-
rer Veröffentlichung in der Zeitung „Sztandar 
Mlodych" ein vielfältiges negatives Echo in 
Parteiversammlungen aller Ebenen, ein-
schließlich des Politbüros. In eigenen Erklä-
rungen verurteilten unter anderen auch Ols-
zowski, Moczar und Grabski die Resolutionen 
des „Kattowitzer Forums" als „schädlich" oder 
„linkssektiererisch und dogmatisch". Um so 
mehr erregte es Aufsehen, daß gleichzeitig die 
sowjetische Nachrichtenagentur TASS einen 
zustimmend aufgemachten Bericht über die 
Thesen des Forums brachte und auch nach der 
Veröffentlichung der ablehnenden Haltung 
des Politbüros der PVAP in einem weiteren 
Bericht die Autoren des Forums gegen die 
„Kampagne der polnischen Massenmedien“ in 
Schutz nahm. Aufmerksamkeit verdient ferner 
die Tatsache, daß die Wochenzeitung der Ver-
einigung „Grunwald", „RzeczywistoSC", und der 
Diskussionsklub „Warszawa 80" sich veranlaßt 
sahen, Presseberichte, wonach sie sich von 
dem Kattowitzer Forum distanziert hätten, als 
unrichtig zurückzuweisen. Und auch Tadeusz 
Grabski relativierte seine ablehnende Stel-
lungnahme wieder, als er vor dem 11. Plenum 
des ZK behauptete, das Politbüro habe sich 
entgegen den Pressemeldungen überhaupt 
nicht mit dem Kattowitzer Forum befaßt. Trotz 
der noch vor dem Bekanntwerden des Briefes 
des ZK der KPdSU abgegebenen Erklärung 
des Forums, es habe einstweilen bis zur end-
gültigen Entscheidung durch die Parteifüh-
rung seine Tätigkeit eingestellt, hatte es je-
denfalls schon bis dahin als Einstimmung auf 
die massive sowjetische Kritik erfolgreich ge-
wirkt. Inzwischen ist das Kattowitzer Forum 
zwei Wochen nach dem 11. ZK-Plenum erneut 
mit einer Erklärung an die Öffentlichkeit ge-
treten.

Gleichzeitig stellte die sowjetische Nachrich-
tenagentur TASS eine zweite Diskussions-
gruppe als „Posener Kommunistisches Forum" 
vor, deren Stoßrichtung mit der des Kattowit-
zer Forums übereinstimmt.
Letztlich maßgebend für den Einfluß der „neo-
konservativen" Kräfte, die der Erneuerung mit 



Mißtrauen oder klar feindselig gegenüberste-
hen, ist ihr Gewicht in den obersten Parteigre-
mien, dem Zentralkomitee, dem ZK-Sekreta-
riat und dem Politbüro der PVAP.
Wichtiger scheint jedoch der Hinweis, daß es 
zweckmäßig ist, zwischen flexiblen und star-
ren „hardlinern" in der Parteispitze zu unter-
scheiden. Nicht so einfach einordnen läßt sich 
vor allem Stefan Olszowski. Aufgrund seiner 
häufigen Kontakte mit den Abgesandten der 
Moskauer Führung, seines Auftritts beim 16. 
Parteitag der KPC und seiner Scharfmacher-
rolle in der Medienpolitik gilt er zwar als der 
zukünftige „Mann Moskaus". Nach seinem of-
fenen Bekenntnis auf dem 9. Plenum, ein 
„Hartkopf zu sein, und seinen Sympathiebe-
kundungen für die „Grunwald"-Gruppe auf ei-
ner Betriebsparteikonferenz hat sich Ols-
zowski auf dem 11. Plenum auffallend 
schweigsam verhalten. Gleichzeitig wird ihm 
eine anfänglich unterstützende Rolle bei den 
Arbeiten des bekannten Kollegiums „Erfah-
rung und Zukunft“ (DiP) nachgesagt, das 1978 
begonnen hatte, liberale Parteiintellektuelle, 
Vertreter der katholischen Intelligenz und 
den Dissidenten nahestehende Persönlichkei-
ten zusammenzuführen, um konkrete Be-
standsaufnahmen der politischen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Situation in Polen zu ver-
fassen. Maßgebend beteiligt war Olszowski 
auch an der Ausarbeitung der „Programm-
grundlagen für den 9. Parteitag". All dies mag 

es in den Augen der sowjetischen Führung als 
aussichtsreich erscheinen lassen, ihn im Falle 
des Versagens des gegenwärtigen Duos Ka-
nia-Jaruzelski als erfahrenen, flexiblen Takti-
ker an die Spitze der polnischen Partei treten 
zu lassen, der imstande sein könnte, die not-
wendigen Brücken zu schlagen und einer 
Spaltung der Partei entgegenzuwirken. Ge-
lingt es dagegen Kania und Jaruzelski, ihren 
zentristischen Kurs auch nach dem 9. Partei-
tag fortzusetzen, dann verkörpert Olszowski 
mit seinen Anhängern zumindest eine ge-
wisse Garantie dafür, daß die Zentristen auf 
Kurs bleiben und das Experiment der „Erneue-
rung“ nicht in den berüchtigten „Revisionis-
mus“ abkippt.
Als Ergebnis dieses Überblicks über pro-
grammatische und personelle Strömungen in 
der PVAP kann festgehalten werden, daß die 
Gefahr für die innere Kontinuität der Partei je-
denfalls bislang nicht aus einer Spaltung und 
einem Rechtsruck der Führungsgremien her-
vorgeht, sondern allenfalls von einer Erneu-
erungs-Euphorie der Parteibasis herbeigeführt 
werden könnte. In den folgenden Abschnitten 
wird zu untersuchen sein, wie der Prozeß der 
Erneuerung die übrigen Komponenten der po-
litischen Landschaft Polens seit dem Umbruch 
des August 1980 verändert hat. Erst daraus 
läßt sich ein Urteil darüber ableiten, inwieweit 
die Führungsrolle der PVAP objektiv bedroht 
erscheinen kann.

II. Die Regierung des Generals Jaruzelski

Die Hauptlast der Verantwortung für die 
Überwindung der Wirtschaftskrise in Polen 
und bei den Verhandlungen über konkrete 
Forderungen der Gewerkschaften, der Bauern 
und der Studenten trug und trägt nicht die 
Partei, sondern die Regierung. Die noch vor 
der Beendigung der August-Streiks 1980 ein-
gesetzte neue Regierung Pikowski erwies 
sich als der Aufgabe, eine Normalisierung des 
Verhältnisses zu der neuen Gewerkschaft „So-
lidarität" zu finden, nicht gewachsen. Ihr Ver-
halten war dadurch gekennzeichnet, daß sie 
den erhobenen Postulaten jeweils zunächst 
ablehnend entgegentrat, um anschließend den 
Streikdrohungen und Protestaktionen der „So-
lidarität" weitgehend nachzugeben. Insbeson-

dere bei den Auseinandersetzungen um die 
Verkürzung der Arbeitszeit im Januar erlitt 
die Regierung einen unübersehbaren Autori-
tätsverlust.

Als daher Pihkowski auf dem 8. Plenum des 
ZK der PVAP seinen Rücktritt erklärte und 
das Parlament am 12. Februar den vom ZK vor-
geschlagenen Verteidigungsminister, das Po-
litbüromitglied General Jaruzelski, zum Mini-
sterpräsidenten wählte, sah man darin in Po-
len und auch im Ausland eine hoffnungsvolle 
Wende. Indem Jaruzelski neben Jagielski, 
dem Führer der Regierungsdelegation bei den 
Danziger Verhandlungen vom August 1980, 
den vielleicht bekanntesten langjährigen Ver-



treter des Reformflügels in der Partei, den 
Chefredakteur der Wochenzeitung „Polityka", 
Mieczysaw F. Rakowski, als weiteren Vize-
premier für seine Regierung gewann und ihm 
die Aufgabe übertrug, die Verhandlungen mit 
den Gewerkschaften zu leiten und zu koordi-
nieren, schien ein beinahe genialer Schachzug 
eingeleitet: Jaruzelski verkörperte das Anse-
hen der polnischen Armee sowohl nach außen 
im Kreise seiner Amtskollegen im War-
schauer Pakt als auch nach innen, nachdem 
ihm nachgesagt wurde, er habe sich im Juni 
1976 und im August 1980 strikt geweigert, die 
Armee zur Unterdrückung der Arbeiterunru-
hen einzusetzen. Der Bevölkerung erschien er 
deshalb als der wichtigste Garant dafür, daß 
die von Kania bei der Ablösung Giereks 
durchgesetzte politische Lösung der polni-
schen Krise nicht gewaltsam abgebrochen 
werde. Die Armee war von nun an offiziell in 
das Gelingen des Erneuerungsprozesses ein-
gebunden, anstatt nur wie bisher als Zu-
schauer oder Schiedsrichter abseits zu stehen. 
Rakowski bot demgegenüber die Aussicht, daß 
das Angebot der Partnerschaft an die „Solidari-
tät“ als ernst gemeint verwirklicht werden 
würde. Inländische Kommentatoren sprachen 
deshalb von einer „Regierung der nationalen 
Rettung", und Gewerkschaftsführer Walesa er-
klärte, er begrüße die Regierung des Generals, 
da es nur mit einem starken Partner lohne, 
Verhandlungen zu führen und Verhandlungs-
ergebnisse zu verwirklichen.

Diesen hochgeschraubten Erwartungen 
konnte freilich auch Jaruzelski kaum rasch ge-
recht werden. Sein bei der Regierungsüber-
nahme ausgesprochener Appell, seiner Regie-
rung 90 Tage der inneren Ruhe ohne Streiks 
einzuräumen, erwies sich nur als teilweise er-
folgreich: Die Protestaktionen der nun eben-
falls um ihre Anerkennung und Registrierung 
ringenden Gewerkschaft der Individualbau-
ern, Forderungen der „Solidarität" nach Ablö-
sung diskreditierter regionaler oder lokaler 
Partei- und Verwaltungschefs sowie das gegen 
das Innenministerium gerichtete Verlangen, 
Rechtsverletzungen der Polizei zu untersu-
chen und auf Privilegien der Sicherheitsorga-
ne, wie eigene Krankenhäuser und Erholungs-
heime, zugunsten der Allgemeinheit zu ver-
zichten, äußerten sich insbesondere in Gestalt 
Von Gebäudebesetzungen. Bereits hier zeigte 

sich, daß bei der Beilegung derartiger Ausein-
andersetzungen die Regierung der vermitteln-
den Mitwirkung Wasas und des Kardinals 
Wyszyhski bedurfte. Schon fünf Wochen nach 
dem Amtsantritt sah sich die Regierung vor 
eine ernste Belastungsprobe gestellt durch die 
Konfrontation von Bromberg, bei der der radi-
kale Flügel der „Solidarität" und Vertreter der 
Bauerngewerkschaft nach einer vorangegan-
genen tagelangen Besetzung des Gebäudes 
der Bauernpartei am 19. März in einer Sitzung 
des regionalen Nationalrats mit speziellen 
Einsatzkräften der Miliz zusammenstießen 
und dabei drei Mitglieder der Gewerkschaft 
unter ungeklärten Umständen zusammenge-
schlagen wurden. In Polen wurde damals der 
Polizeiübergriff vom 19. März offen als Provo-
kation gegen die Regierung Jaruzelski be-
zeichnet. Der anschließend drohende General-
streik brachte Polen dicht an den Abgrund der 
Beendigung der politischen Krisenlösung 
durch den Gebrauch von Gewalt. Jaruzelski 
beantragte daraufhin am 10. April im Sejm ei-
nen Beschluß zur zweimonatigen Aussetzung 
von Streiks und verband diesen Antrag mit ei-
ner Rücktrittsdrohung. Der Sejm konnte, da 
das neue Gewerkschaftsgesetz, das einen sol-
chen Beschluß mit rechtlicher Wirkung vor-
sieht, noch nicht in Kraft getreten ist, nur eine 
Empfehlung beschließen, in der es das polni-
sche Parlament für „unerläßlich" erachtete, 
sich für den genannten Zeitraum aller Streiks 
und Streikdrohungen zu enthalten. Nachdem 
die Schwierigkeiten bei der zunächst von der 
Regierung versprochenen Feststellung der 
Schläger von Bromberg und der verantwortli-
chen Stellen weiterhin fortdauerten, drohte je-
doch die „Solidarität“ Anfang Juni abermals 
mit regionalen Warnstreiks. Erst die vom 
Papst gewünschte Aufrechterhaltung eines 
Friedensmonats nach dem Tod des Kardinals 
Wyszynski gab den Ausschlag, den neuen 
Warnstreik unmittelbar vor dem Beginn des 
11. Plenums des ZK vorläufig bis zum 3. Juli 
abzusagen.

Die bisher wichtigste politische Entscheidung 
der Regierung Jaruzelski fiel in den Verhand-
lungen zur Beilegung der Bromberg-Krise, als 
die Regierung grünes Licht für die parlamen-
tarische Vorbereitung der gesetzlichen 
Grundlagen der Registrierung der Bauern-„So-
lidarität" gab. Die sowjetische Parteizeitung 



sprach wenige Tage später erstmals in einem 
TASS-Bericht aus Warschau von einem „Zu-
rückweichen" der Regierung gegenüber der 
„Solidarität" und leitete damit eine Kette ähnli-
cher kritischer Kommentare ein, die schließ-
lich im Brief des ZK der KPdSU offiziellen 
Charakter bekamen.

Zu dem Druck durch die „Solidarität" und 
durch die Bruderparteien der Nachbarstaaten 
ist im Laufe des Monats Mai noch eine Welle 
der Kritik in den Medien gekommen, die sich 
an der mehrfachen Verschiebung des seit lan-
gem angekündigten „Berichts über die Lage 
der Wirtschaft" und dann an dem endlich An-
fang Mai dem Sejm vorgelegten Bericht ent-
zündete. Zwar konnte Jaruzelski nicht unmit-
telbar dafür verantwortlich gemacht werden. 
Und er erreichte es, daß auf dem 11. Plenum 
die Journalisten wegen ihrer harten Tonart 
gerügt wurden. Immerhin sah sich Jaruzelski 
jedoch veranlaßt, auf der Sejm-Sitzung vom 
12. Juni den Rücktritt des auch international 
in Fachkreisen hochgeschätzten Vorsitzenden 
der Planungskommission, Henryk Kisiel, an-
zunehmen.

Ebensowenig trifft die Regierung die Schuld 
daran, daß die auf Druck der „Solidarität" im 
April eingeführte Lebensmittelrationierung 
keine Besserung der Versorgungslage der Be-
völkerung gebracht hat und daß die Statisti-
ken der Industrieproduktion und des Außen-
handels von Monat zu Monat schlechtere Er-
gebnisse zeigen. Sie muß sich aber einer Welle 
von Gerüchten erwehren, die behaupten, die 
Regierung lasse heimlich Lebensmittel vom 

Markt verschwinden, um dafür die „Solidari-
tät" verantwortlich zu machen.
Die entscheidende Herausforderung für die 
Regierung Jaruzelski besteht in der zuneh-
mend dringender werdenden Notwendigkeit, 
die gezeigte Bereitschaft zu Dialog und Part-
nerschaft mit der Aufrechterhaltung der staat-
lichen Autorität und der öffentlichen Ordnung 
zu verbinden. Die Meldungen über Zusam-
menrottungen gegenüber der Polizei, wenn 
diese ihren Aufgaben nachkommen will, und 
über das Anwachsen der Kriminalität mögen 
zwar hochgespielt sein. Erst recht spricht eini-
ges dafür, daß die Berichte über anti-sowjeti-
sche Broschüren und Flugblätter sowie die 
jüngste Serie von Schändungen sowjetischer 
Ehrendenkmäler in Polen dem provokatori-
schen Zweck der Diskreditierung des Erneue-
rungskurses dienen. Dennoch wird Jaruzelski 
sehr bald zu beweisen haben, daß er imstande 
ist, diesen Tendenzen ein Ende zu setzen, will 
er nicht den Extremisten in der „Solidarität" 
und den „hardlinern" in- und außerhalb Polens 
gleichermaßen als Versager erscheinen. Vize-
ministerpräsident Rakowski betonte deshalb 
in seiner Rede in Bromberg vom 8. Juni, daß 
der Spielraum für vernünftige Kompromisse 
„völlig ausgeschöpft" sei. Jaruzelski sah sich 
am 12. Juni vor dem Sejm veranlaßt, die Si-
cherheitsorgane aufzufordern, energisch und 
systematisch gegen die Fälle von Rowdytum 
und Vandalismus einzuschreiten und ver-
langte eine scharfe Überwachung der illegalen 
Kleindruckereien. Den damit näherrückenden 
lokal begrenzten Konfrontationen wird die 
polnische Regierung kaum länger ausweichen 
dürfen.

III. Das polnische Parlament

Seit den Sejm-Wahlen vom Frühjahr 1976 er-
weckte das polnische Parlament in der Öffent-
lichkeit keinerlei Interesse mehr. Nach der 
Verweigerung eines Listenplatzes auf der Ein-
heitsliste der Nationalen Einheitsfront für die 
Abgeordneten der treu dem Episkopat ergebe-
nen „Znak"-Gruppe war der Sejm zu einer Ab-
stimmungsmaschine geworden, die sich in das 
gewohnte Muster des Parlamentarismus in 
den kommunistischen Staaten einfügte.

Der „polnische Sommer" hat auch hier beacht-
liche Veränderungen gebracht: Bereits die 
Sejm-Debatte Anfang September 1980 wurde 
ausführlich in den Zeitungen in einer Form 
wiedergegeben, die Meinungsverschiedenhei-
ten nicht mehr verbarg und die Forderung der 
Sejm-Mitglieder deutlich machte, die verfas-
sungsmäßige Rolle des Parlaments wiederher-
zustellen. Schon bald danach setzten die Ab-
geordneten der Volksvertretung dieses Postu-



lat in die Tat um, als der Sejm am 8. Oktober 
1980 das klassische parlamentarische Verfah-
ren der Fragestunde wiederbelebte und an-
kündigte, auch künftig die Vertreter der Ad-
ministration in die Zange nehmen zu wollen. 
Zum ersten Mal wurden bei diesem Anlaß 
auch die Ergebnisse von Abstimmungen über 
die Berufung neuer Regierungsmitglieder be-
kanntgegeben, wobei immerhin Ansätze dafür 
sichtbar wurden, daß es von nun an die ehema-
lige automatische Einstimmigkeit nicht mehr 
geben werde. Bei der Sitzung des Sejm vom 
12. Februar anläßlich des Regierungsantritts 
des Generals Jaruzelski wurde der gesamte 
Ablauf der Debatte im polnischen Rundfunk 
übertragen. Auf diese Weise bekam auch die 
Öffentlichkeit einen Eindruck von der Praxis 
der Erneuerung des parlamentarischen Le-
bens. Direktübertragungen der Sejm-Debatten 
gehören seitdem zum Bild des öffentlichen Le-
bens in Polen.

Daß der Sejm gewillt und in der Lage ist, seine 
Funktion als oberstes nationales Diskussions-
forum nicht mehr aus der Hand zu geben, hat 

sich seither bei allen Parlamentssitzungen er-
wiesen. Kritik an Fehlern, Versäumnissen und 
der Unfähigkeit der Bürokratie sind fester Be-
standteil des Debattenablaufs. Erhebliche 
praktische Bedeutung kommt der Arbeit der 
Sejm-Ausschüsse zu. Die von dem bekannten 
Soziologen Jan Szczepahski geleitete Sonder-
kommission zur Überwachung der Abkommen 
des Sommers 1980 spielt inzwischen eine 
wichtige vermittelnde Rolle bei der Regelung 
von Konflikten zwischen der „Solidarität" und 
der Regierung.
Offen ist bisher noch, ob nach dem 9. Parteitag 
der PVAP ein neues Wahlrecht für den Sejm 
eingeführt werden wird und Neuwahlen zum 
Parlament stattfinden, die nach dem vorüber-
gehenden bescheidenen Ansatz aus dem 
Jahre 1957 nunmehr erstmals dem Wähler 
echte Alternativen zwischen den Kandidaten 
eröffnen würden. Falls die gegenwärtigen Par-
teiwahlen nicht zu dem befürchteten Erd-
rutsch führen und die PVAP auf dem 9. Partei-
tag die Bestätigung ihres zentristischen Kur-
ses erhält, sind entsprechende Initiativen im 
Sejm zu erwarten.

IV. Die Partner der PVAP in der „Nationalen Einheitsfront"

Zu den Merkmalen des Verfassungstyps der 
am Ende des Zweiten Weltkriegs in Osteu-
ropa entstandenen „Volksdemokratien" ge-
hört, daß die ehemaligen sozialistischen Par-
teien mit den kommunistischen Parteien zu ei-
ner Einheitspartei verschmolzen wurden, 
während die Überreste der ehemaligen bür-
gerlichen Parteien im Parlament, in der Publi-
zistik und anderen Sektoren des politischen 
Lebens fortexistieren. Bedingung ihrer Fort-
existenz ist jedoch die unbedingte Unterord-
nung unter die führende Rolle der kommuni-
stischen Partei, die zumindest in Polen auch 
die Regierung allein bildet. In Polen bestehen 
seit dem Ende der 40er Jahre neben der PVAP 
als derartige „Satelliten"-Parteien nur noch die 
»Vereinigte Bauernpartei" ZSL und die „Demo-
kratische Partei" SD, die vor allem Handwer-
ker und die Mittelschicht der Intelligenz ver-
tritt. Daneben hat die spezifische Rolle des Ka-
tholizismus in Polen zur Bildung mehrerer 
parteiähnlicher Gruppierungen geführt. Als 
solche existieren heute: die 1945 gegründete 

regimetreue Katholikenbewegung PAX, die 
1956 entstandene episkopatstreue Bewegung 
„Znak“ sowie eine weitere Gruppe unter der 
Bezeichnung „Christlich-Soziale Gesellschaft" 
ChSS, die sich 1956 von der PAX-Gruppe ab-
gespalten hatte. 1976 kam es außerdem zu ei-
ner Spaltung des „Znak", aus der eine regime-
freundliche Gruppierung unter der Bezeich-
nung ODiSS (inzwischen umbenannt in PZKS) 
hervorging, die von der Nationalen Einheits-
front sämtliche Parlamentssitze der alten 
„Znak"-Gruppe zugewiesen bekam. Gegenwär-
tig befinden sich im polnischen Parlament auf-
grund der letzten Sejm-Wahlen vom März 
1980 rund 55 % Abgeordnete der PVAP, rund 
25 % Abgeordnete des ZSL und rund 8 % Ab-
geordnete des SD. Von den übrigen parteilo-
sen Abgeordneten gehören 6 der PAX-Grup-
pe, 5 der ODiSS-Gruppe sowie 5 dem ChSS 
an.
Die Krise, in die der „polnische Sommer" die 
PVAP gestürzt hat, hat zwangsläufig auch das 
ZSL und das SD erfaßt. In beiden Parteien sind 



inzwischen bereits erhebliche personelle Ver-
änderungen in den Führungsgremien einge-
treten. Die PVAP wird insbesondere im Hin-
blick auf die Zusammenarbeit bei der Über-
windung der wirtschaftlichen Probleme des 
Landes den neu erwachten Selbständigkeits-
ambitionen ihrer kleineren Partner Zuge-
ständnisse machen müssen. Gleichzeitig hat 

die Angewiesenheit der PVAP auf die morali-
sche Autorität der Kirche dazu geführt, daß 
die bisherige Spaltung der katholischen politi-
schen Gruppierungen in regimetreue und kir-
chentreue Gruppen an Bedeutung verliert: So-
wohl PAX als auch der PZKS bemühen sich 
nun um die Beilegung ihrer Konflikte mit dem 
Episkopat.

V. Die Informationsmedien des Staates und der Partei

Der Brief des ZK der KPdSU vom 5. Juni hat 
die sowjetische Kritik an der Entwicklung in 
Polen besonders klar gegen die polnischen In-
formationsmedien gerichtet. Dieser Angriff 
kommt indessen nicht überraschend. Denn die 
für jeden Leser polnischer Zeitungen, für die 
Zuhörer der Radiosendungen und die Fern-
sehzuschauer täglich spürbare Erweiterung 
des Freiheitsraums für sachliche Information 
und für die Offenlegung von Kontroversen 
steht in klarem Gegensatz zu der schon früh-
zeitig einsetzenden Kritik aus den Nachbar-
staaten und den zur Zurückhaltung mahnen-
den Appellen der Parteispitze.
Ungeachtet der seit langem zu beobachtenden 
relativen Lebendigkeit und Farbigkeit insbe-
sondere der polnischen Presse, hat die seiner-
zeit nach der Flucht eines Mitarbeiters der 
Zensurbehörde in den Westen auch in Polen 
bekannt gewordene Praxis dieses Amtes dem 
Mißtrauen der Bevölkerung gegenüber der 
amtlichen Informationspolitik eine konkrete 
Grundlage gegeben. Deshalb verlangten die 
streikenden Arbeiter an der Ostseeküste die 
Überprüfung des Zensurgesetzes und erreich-
ten eine entsprechende Zusage der Regierung 
in der Danziger Vereinbarung vom 31. August 
1980. Am 27. November 1980 veröffentlichte 
die Zeitung „ycie Warszawy" zwei Varianten 
des Entwurfs für ein neues Zensurgesetz — ei-
nen Regierungsentwurf und einen von Journa-
listen und Intellektuellen erstellten sogenann-
ten „gesellschaftlichen" Entwurf. Beide Ent-
würfe liegen seit Anfang April dem Sejm vor, 
und die letzten Berichte besagen, daß in den 
Ausschußberatungen die Abgeordneten über-
wiegend dem weiter gehenden zweiten Ent-
wurf zu folgen beabsichtigen. Zwar ist die For-
derung aus Journalistenkreisen, bereits schon 
jetzt die nicht mehr umstrittenen Teile des Ge-

setzentwurfs in Kraft zu setzen, nicht verwirk-
licht worden. Dennoch ist offensichtlich, daß 
die Zensurbehörde seit Monaten damit begon-
nen hat, sich auf eine neue Zukunft einzustel-
len.
Die polnischen Medien haben gegenüber di-
rekten Angriffen von außen und gegenüber 
den verzerrenden Berichten und Kommenta-
ren zu der polnischen Entwicklung in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen der Nachbarstaaten, 
über die beinahe täglich in den polnischen 
Zeitungen zusammenfassend berichtet wird, 
keine Repliken unternommen. Nur selten deu-
tet ein polnischer Autor an, was er von der Be-
richterstattung in den „Bruderländern" hält.

Trotz der bewundernswerten Vernunft der 
polnischen Journalisten befindet sich die 
PVAP in ihrem Verhältnis zu den Medien in 
einem klaren Dilemma. Nicht nur sieht sie 
sich dem wachsenden Druck der Nachbarpar-
teien ausgesetzt, die Erneuerung in den polni-
schen Informationsmedien zu bremsen, son-
dern die Medienpolitik ist auch innerhalb der 
PVAP selbst ein heiß umstrittenes Thema. Die 
„Zentristen" haben deshalb schon auf dem 
7. Plenum Anfang Dezember begonnen, die 
Journalisten zu kritisieren, weil sie nach der 
ehemaligen Mitwirkung an der Gierekschen 
Erfolgspropaganda nun ins Gegenteil des pu-
ren Negativismus verfielen.

Im Rückblick auf die Rolle, die während des 
„Prager Frühlings" die Zeitung des tschecho-
slowakischen Schriftstellerverbandes „Lite-
rärni Listy" spielte, ist die Sorge der PVAP vor 
einer Öffnung des Schleusentores für offene 
Auseinandersetzungen mit der Haltung der 
Nachbarn zur polnischen Erneuerung ver-
ständlich. Der Rat des Polnischen Journali-
stenverbandes SDP zeigte in einer Sitzung 



vom 17. Juni, daß er der Parteiführung in ih-
rem Dilemma entgegenkommen will. Er ver-
wahrte sich zwar gegen die Unterstellung, die 
polnischen Journalisten seien „anti-soziali-
stisch" oder „anti-sowjetisch" eingestellt. Er 
forderte aber seine Mitglieder auf, sich in den 
Wochen bis zum 9. Parteitag allen Extremis-
men entgegenzustellen und, ohne Kritik zu 
vernachlässigen, sich mehr auf konstruktive 
Fragen als auf die Sensationen der „Abrech-
nung" zu konzentrieren. Freilich gilt auch hier 

wiederum, daß die PVAP bei ihrem schwieri-
gen Balanceakt nicht zuletzt auf die Einsicht 
und die Kooperation ihrer Partner in Moskau, 
Prag und Ost-Berlin angewiesen ist. Ohne de-
ren Verzicht auf die Fortsetzung undifferen-
zierter Angriffe auf tatsächliche oder angebli-
che „anti-sowjetische" Tendenzen in Polen ist 
es schwer vorstellbar, daß die polnischen Me-
dien und die breite Bevölkerung ihren unver-
meidlich steigenden Zorn unter Kontrolle zu 
halten imstande sein werden.

Die Schlüsselstellung der „Solidarität" im Er-
neuerungsprozeß

Wohl kein ausländischer Beobachter hätte es 
noch Mitte August 1980, als die Forderung der 
streikenden polnischen Arbeiter nach einer 
„freien" Gewerkschaft erhoben wurde, für 
möglich gehalten, daß diese „freie" Gewerk-
schaftsbewegung damit einen Umbruch in Po-
len einleitete, der binnen weniger Monate den 
Fortbestand des politischen Systems der 
Volksrepublik Polen in Frage gestellt hat. 
Selbst diejenigen, die in Polen seit Jahren auf 
eine grundlegende Erneuerung des Gewerk-
schaftswesens gedrängt haben, wie die Teil-
nehmer an den Streiks von 1970/71, sodann 
die Dissidenten des KSS „KOR" und schließ-
lich die Autoren des Kollegiums „Erfahrung 
und Zukunft", dürften derart weitreichende 
Konsequenzen ihres Verlangens vorhergese-
hen haben. Wenn heute die „Solidarität" sich in 
ihren Diskussionsthesen für ein Grundsatz-
programm als den einzigen „Garanten" der Er-
neuerung bezeichnet, so mag sie in einem ganz 
anderen Sinne als gemeint der faktischen Lage 
sehr nahekommen: Vor allem von der „Solida-
rität" hängt es nämlich ab, ob der Prozeß der 
„Erneuerung" sich in das ideologische und 
machtpolitische System in Osteuropa so einfü-
gen kann, daß die polnische Entwicklung evo-
lutionär verläuft und kontrollierbar bleibt, 
oder ob die Erneuerung zu einer Umwälzung 
zu werden droht, der die bisherigen Machtha-
ber nicht anders als mit dem Einsatz von Ge-
walt begegnen zu können glauben.
Um Mißverständnisse zu vermeiden: Anders 
als die Ideologen und Propagandisten des „rea-

VI. Die Gewerkschaften

len" Sozialismus behaupten, will auch heute 
unter den ernst zu nehmenden Führern der 
„Solidarität" und ihren Beratern subjektiv nie-
mand die fundamentale Umwälzung des kom-
munistischen Herrschaftssystems in Polen 
und die daraus erwachsenden potentiellen 
Folgewirkungen für das internationale System 
in Europa. Vielmehr ist es der allgemeine Zu-
stand des politischen Systems selbst, der die 
objektive Ursache dafür bildet, daß auch zu-
nächst begrenzte Veränderungen Erschütte-
rungen der gesamten Herrschaftsstruktur 
nach sich ziehen. Dieser Befund ist nur des-
halb in Polen früher als in anderen Staaten der 
Sozialistischen Staatengemeinschaft offen zu-
tage getreten, weil spezifische Besonderheiten 
der geistigen und gesellschaftlichen Tradition 
Polens es verhindert haben, daß in Polen ein 
ebenso dichter Gürtel der Abschirmung von 
der Außenwelt entstand wie in den Nachbar-
ländern.

Hier liegt der zutreffende, nicht als bloße Tak-
tik abzutuende Kerngehalt der von der Partei 
geprägten Formel von der „Front der kollekti-
ven Vernunft und der patriotischen Verant-
wortung". Ob diese gemeinsame Front entste-
hen und Bestand haben kann, hängt deshalb 
nicht nur von der Aufrichtigkeit und von der 
Behauptungsfähigkeit der Zentristen in der 
PVAP gegenüber inneren und äußeren „hardli-
nern" ab, sondern es kommt auch auf die Ein-
sicht der maßgebenden Kräfte der „Solidarität" 
in die Zusammenhänge an, in denen die Er-
neuerung stattfindet, und auf die Durchset-
zung eines so begründeten Realismus gegen-
über radikalen Utopisten und gegenüber der



Aufbruchstimmung der Masse der „Solidari-
täts"-Mitglieder.

Der Zerfall der Einheitsgewerkschaft

Offiziell hält die PVAP — wie insbesondere 
die „Programmgrundlagen" für den 9. Parteitag 
zeigen — noch immer an dem Prinzip fest, daß 
die nach dem Zerfall des ehemaligen Einheits-
gewerkschaftsverbandes entstandenen drei 
Arbeitnehmergewerkschaften gleichrangig zu 
behandeln sind und ihre engere Zusammenar-
beit zu fördern ist. Das Festhalten an der 
Gleichberechtigung der Gewerkschaften mag 
ideologischen Notwendigkeiten dienen, dane-
ben auch Ausdruck des Offenhaltens aller Op-
tionen der künftigen polnischen Entwicklung, 
einschließlich einer letztlich doch gewaltsa-
men Lösung, sein. Faktisch hat die Partei- und 
Staatsführung inzwischen längst die „Solidari-
tät" als den vorrangigen Ansprech- und Ver-
handlungspartner unter den Gewerkschaften 
akzeptiert.
Die eigentlichen Nachfolger des Einheitsge-
werkschaftsverbandes, die sogenannten „Bran-
chengewerkschaften", haben zwar unlängst 
noch bekanntgegeben, sie verträten 5 140 872 
organisierte Arbeiter. Realistische Schätzun-
gen des Mitgliederbestandes bewegen sich 
aber bei höchstens drei Millionen. Längerfri-
stig kann nicht ausgeschlossen werden, daß 
sich die Branchengewerkschaften auch unter 
der Voraussetzung einer friedlichen Entwick-
lung des Erneuerungsprozesses erholen. Doch 
liegt dies kaum in ihrer eigenen Macht, son-
dern hängt vorläufig allein vom Erfolg oder 
vom Scheitern der „Solidarität" ab. Die Bran-
chengewerkschaften suchen einstweilen ihren 
Platz zu behaupten, indem sie einerseits die 
Regierung auffordern, die Bevorzugung der 
„Solidarität" zu beenden, andererseits gegen-
über der „Solidarität" und den Arbeitern als 
Trumpfkarte die immer noch zum Teil fortbe-
stehende Verfügungsmacht über das Sachver-
mögen der alten Einheitsgewerkschaft, vor al-
lem die Sozialeinrichtungen, ausspielen. Als 
taktische Generallinie befolgen sie einen Mit-
telweg zwischen den Forderungen der „Solida-
rität" und den Vernunftappellen der Partei und 
der Regierung. Im konkreten Falle kann dies 
freilich auch heißen, daß sich die Branchenge-
werkschaften an Arbeitsniederlegungen be-

teiligen, wie etwa schon während der Ausein-
andersetzungen im Januar um die Arbeitszeit-
verkürzung. Im Mai kam es sogar erstmals zu 
eigenen streikähnlichen Protestaktionen ei-
ner Branchengewerkschaft der Feuerwehrleu-
te, die Lohnerhöhungen zum Ziel hatten — 
und deshalb auf besonders heftige Proteste 
der „Solidarität" stießen, die seit dem Frühjahr 
bewußt auf nominale Einkommenssteigerun-
gen verzichtet, da deren fatale inflatorische 
Wirkung längst offensichtlich geworden ist.

Die jüngste Gewerkschaftsvereinigung der so-
genannten „autonomen" Gewerkschaften soll 
eigenen Angaben zufolge zu Jahresbeginn 
600 000 Mitglieder gehabt haben. Die „Autono-
men" treten verhältnismäßig wenig hervor und 
schwimmen meist im Kielwasser der „Solidari-
tät". Ihre Mitglieder scheinen vorwiegend qua-
lifizierten Berufsgruppen anzugehören. Daher 
stellen die „autonomen" Gewerkschaften sich 
im Grunde als eine Art Angestelltengewerk-
schaft dar.
Insofern ergibt sich die Stellung der „Solidari-
tät" als Hauptkontrahent und -partner der Re-
gierung weder nur aus der Militanz der „Soli-
darität" noch lediglich aus dem guten Willen 
der Regierung, sondern schon allein aufgrund 
der tatsächlichen Situation in den Betrieben.

Das Angebot der Partnerschaft und die For-
derung nach Mitverantwortung der „Solida-
rität"

Verantwortliche Stimmen aus der PVAP ha-
ben schon früh davor gewarnt, die Beziehun-
gen zur „Solidarität" nur als taktische Aufgabe 
aufzufassen. Gleichwohl ist selbst das aufrich-
tigste Angebot der Partnerschaft immer Be-
standteil der prinzipiellen Machtfrage, das 
heißt der Aufrechterhaltung der „führenden 
Rolle der Partei" — und wird auch so von den 
Beteiligten gesehen. Im Laufe der bisherigen 
Entwicklung dieser „antagonistischen Partner-
schaft" hat sich herausgestellt, daß beide Kon-
trahenten ursprünglich einer Fehleinschät-
zung unterlagen: Während die „Solidarität“ 
dem Beitritt von Parteimitgliedern mißtrau-
isch gegenüberstand, forderte die Partei die ei-
gene Basis auf, der „Solidarität" beizutreten, 
um für den sozialistischen Charakter der 
neuen Gewerkschaft zu sorgen. Heute muß je-
doch die Partei eingestehen, daß die Einfluß-



nähme der einen Million Parteimitglieder der 
„Solidarität" statt in der erhofften Richtung 
vielmehr umgekehrt als Rebellion der Basis 
gegen die eigene Parteiführung wirkt. Gleich-
zeitig steht die Führung der „Solidarität" nicht 
mehr vor der Frage, wie sie sich vor den 
PVAP-Mitgliedern schützen soll, sondern sie 
müßte sich eher darum sorgen, wie sie die ei-
genen Mitglieder davon abhält, die Prozedu-
ren der Gewerkschaft in die Partei zu übertra-
gen und so das Gespenst aller leninfesten Par-
teiideologen, den „Anarcho-Syndikalismus", 
heraufzubeschwören.

Das gegenseitige Mißtrauen setzt sich nun-
mehr fort, obwohl die Überwindung der inne-
ren Krise und die Abwendung der von außen 
drohenden Gefahren das Zusammenwirken in 
gemeinsamer Verantwortung verlangen. Na-
turgemäß ist es hier der jüngere Partner, der 
fürchtet, durch Übernahme der von ihm erwar-
teten Mitverantwortung sowohl für frühere 
Fehler des Regimes nachträglich mithaftbar 
gemacht zu werden als auch künftig als Sün-
denbock für alle weiteren Schwierigkeiten 
herhalten zu müssen. Das Maß und die Felder 
gemeinsamer Verantwortung will die „Solida-
rität" deshalb autonom bestimmen. Wasa 
und andere Sprecher der „Solidarität" haben in 
den letzten Wochen mehrfach die Notwendig-
keit anerkannt, die drei Grundabkommen vom 
Sommer 1980 und die vielen darauf fußenden 
Detailregelungen im Lichte der seitherigen 
Wirtschaftsentwicklung auf ihre wirtschaftli-
che Erfüllbarkeit zu prüfen. Ebenso ver-
schließt sich die „Solidarität" nicht der Ein-
sicht, daß der gemeinsame Hintergrund des 
Ausbruchs der Krisen von 1970, 1976 und 1980: 
die ökonomisch verfehlte Einfrierung der 
Preise für Grundnahrungsmittel, endlich be-
seitigt werden muß. Die Experten der „Solida-
rität" haben für das dabei einzuschlagende 
Verfahren Vorschläge ausgearbeitet. Gleiches 
gilt für die Lösung des Problems des katastro-
phalen Absinkens der Kohleförderung, aus der 
Polen theoretisch sofort eine fühlbare Verbes-
serung seiner Zahlungsbilanz erwarten könn-
te, tatsächlich aber zur Zeit nicht einmal den 
dringenden Inlandsbedarf decken kann. Die 
-Solidarität" hat sich gegen die Rückgängigma-
chung der Fünftage-Woche für die Bergarbei-
ter mit dem einleuchtenden Argument ge-
wehrt, daß auf diese Weise nur die techni-

schen und organisatorischen Mängel im Koh-
lebergbau abermals auf Kosten der Gesund-
heit der Menschen verdeckt werden würden. 
Die Regierung hat dies inzwischen eingesehen 
und schlägt nun vor, daß die Zechen sechs 
Tage arbeiten, die zahlenmäßig vergrößerten 
Belegschaften aber weiterhin in den Genuß 
der Arbeitszeitverkürzungen kommen sollen. 
Ausschlaggebend für die Verwirklichung von 
Partnerschaft und gemeinsamer Verantwor-
tung ist freilich, ob auch die Sphäre der innen-
politischen Entwicklung davon erfaßt wird. 
Denn dort entscheidet sich, ob die PVAP und 
ihre Bündnispartner im Warschauer Pakt in 
der „Solidarität" das Entstehen einer um die 
Macht konkurrierenden Partei, die in allen Be-
reichen des politischen Lebens Kompetenzen 
beansprucht, sehen müssen, oder ob die „Soli-
darität" das bleibt, was sie ihrem Statut nach 
ist: eine Gewerkschaft.

Die inneren Auseinandersetzungen in der 
„Solidarität" um Ziele und Taktik der Ge-
werkschaft

Ungeachtet der vielen Interviews mit westli-
chen Medien, die Wasa mit sensationell wir-
kenden Posen und Aussprüchen zu Wort kom-
men lassen (und ein entsprechendes Echo in 
den Kommentaren der sozialistischen Nach-
barn Polens finden), tritt der Vorsitzende des 
Landeskoordinationsausschusses in Polen 
schon seit langem als nüchterner Verteidiger 
der praktischen Vernunft auf. Erste Berichte 
über eine Abstimmungsniederlage Walesas 
bei einer so wichtigen Frage wie der Entschei-
dung über die Streiks um die Arbeitszeitver-
kürzung datieren vom Januar 1981. Und schon 
Anfang November — also noch vor dem er-
folgreichen Abschluß des Ringens um die Re-
gistrierung der „Solidarität" — rief er seinen 
Kollegen zu: „Man darf nicht nur fordern, son-
dern muß auch aufbauen"! Seit der Bromberg-
Krise fordert Wasa immer eindeutiger, die 
allzu starke Ausrichtung der „Solidaritäts"ar-
beit auf politische Probleme einzuschränken 
zugunsten der Konzentration auf die Aufga-
ben des Gewerkschaftsalltags und auf die 
Schaffung einer arbeitsfähigen Organisations-
struktur. Anläßlich der Bromberg-Krise mußte 
Wasa zweimal — sowohl bei der Beschluß-
fassung über die Abfolge von Warnstreik und 



anschließend angedrohtem Generalstreik als 
auch bei der Entscheidung über die Annahme 
der Einigung mit der Regierung — zu dem 
Mittel der Rücktrittsdrohung greifen, um 
seine Ansicht im Führungsgremium der „Soli-
darität" durchzusetzen. Dabei und bei weiteren 
Gelegenheiten wurde erkennbar, daß es in 
dem Führungsorgan der „Solidarität", dem 
Landeskoordinationsausschuß, heftige Aus-
einandersetzungen um die Strategie und Tak-
tik der neuen Gewerkschaft gibt. Dabei mag 
zum Teil auch die begreifliche Sorge der Part-
ner Wasas eine Rolle gespielt haben, Wasa 
sei nach seinen Empfängen bei Kania, Pi-
kowski und Jaruzelski sowie bei Kardinal 
Wyszyhski und insbesondere bei Papst Johan-
nes Paul II. in Rom im Begriff, ein autoritätes 
Ein-Mann-Regime in der „Solidarität" einzu-
führen. Dennoch sollten diese Auseinander-
setzungen nicht überbewertet werden. Denn 
in einem politischen System, in dem jahrelang 
der Öffentlichkeit die Beschlußfassung über 
politische Fragen als Akte der einstimmigen 
Akklamation vorgeführt wurden, muß die „So-
lidarität“, ebenso wie die Partei, das Parlament 
und die Öffentlichkeit, erst lernen, Formen of-
fener Diskussion wieder zu beherrschen.

Weit bedeutsamer als die sachlichen Differen-
zen in der „Solidaritäts'-Führung sind die 
grundsätzlichen Spannungen in der Gesamt-
gewerkschaft, die ihre Wurzeln letztlich in 
nach Alter und Herkunftsregion unterschied-
lichen Erfahrungshorizonten haben und daher 
nicht ohne weiteres durch Diskussion zu über-
winden sind: Leute wie Wasa oder auch Ja-
cek Kuroh gehören zu der Generation, die 
heute noch in den Branchengewerkschaften 
die Mehrheit bildet. Sie wissen um die vielfäl-
tigen Möglichkeiten, die den Machthabern zu 
Gebote stehen. Die Masse der „Solidaritäts"-
Mitglieder ist dagegen so jung, daß sie selbst 
die Arbeitererschießungen des Dezember 
1970 bestenfalls als Jugendliche in ihre Erin-
nerung aufgenommen haben und während des 
„technokratischen Liberalismus" der Ära Gie-
rek eigene Erfahrungen mit dem Repressions-
apparat des Staates höchstens oberflächlich 
und vorübergehend machen konnten.
Deshalb befinden sich in der Tat Wasa und 
seine Berater in einer Situation gegenüber der 
Basis der „Solidarität", die der der Zentristen in 
der Führung der PVAP im Verhältnis zu den 

Grundorganisationen der Partei vergleichbar 
scheint. Während jedoch die Partei noch im-
mer über jahrelang bewährte Verfahren zur 
Steuerung der Basis verfügt, besitzt die junge 
Gewerkschaft keine entsprechenden Mittel. 
Damit aber sieht sich die „Solidarität" in beson-
ders hohem Maße mit der Gefahr konfrontiert, 
bei Konfliktsituationen, die durch Provokatio-
nen der Gegner der Erneuerung noch ver-
schärft werden können, die Kontrolle über die 
Reaktion der Basis zu verlieren.

Die Zukunft der „Solidarität"

Bislang sind über die Trends der zur Zeit statt-
findenden Wahlen in der „Solidarität" kaum 
zuverlässige Informationen zu erhalten. Un-
verkennbar ist jedoch, daß die Führung der 
„Solidarität" bis zum Landeskongreß der Ge-
werkschaft Ende August alle Anstrengungen 
unternimmt, eine organisatorische Straffung 
zu erreichen. Schon im November 1980 ver-
suchte die Zentrale in Danzig, lokale Streikak-
tionen an die Genehmigung des Landeskoor-
dinationsausschusses zu binden. Dabei war ihr 
in den folgenden Monaten überwiegend, aber 
keineswegs immer Erfolg beschieden. Gegen-
wärtig wird in der gesamten Gewerkschaft 
darüber diskutiert, ob und wie die Gliederung 
der „Solidarität" nach dem Regionalprinzip 
durch eine Neugliederung nach dem Bran-
chenprinzip ersetzt oder wenigstens ergänzt 
werden kann. Dahinter verbirgt sich weniger 
das Bestreben, den Branchengewerkschaften 
noch stärkere Konkurrenz zu machen. Das 
Regionalgliederungsprinzip beruht auf der 
Tatsache, daß die „Solidarität" aus den im Som-
mer 1980 überall im ganzen Land spontan ge-
bildeten „Zwischenbetrieblichen Streikkomi-
tees" entstanden ist. Mittlerweile erweist sich 
dieses Gliederungsprinzip jedoch als ein we-
sentliches Hindernis für die Bewahrung des 
notwendigen Zusammenhalts der „Solidarität". 
Offenbar leisten die regionalen und lokalen 
Gliederungen der von der Zentrale ausgehen-
den Bestrebung, zum Branchenprinzip überzu-
gehen, beträchtlichen Widerstand, weil es ih-
ren Vorstellungen von Demokratie zuwider-
läuft.

Bei konkreten Entscheidungen in Situationen 
der Konfrontation mit der Regierung konnte 
die Führung der „Solidarität“ ihre Linie des 



Maßhaltens bisher immer auch durch das 
gleichzeitige Einwirken von Appellen der Kir-
che absichern. Daran dürfte auch der Tod des 
Kardinalprimas nichts Entscheidendes geän-
dert haben. Die prinzipielle, mit vergleichs-
weise abstrakten Argumenten oder Schlag-
worten geführte Auseinandersetzung um die 
Durchsetzung des Branchengliederungsprin-
zips ist jedoch dem Einfluß der Kirchenvertre-
ter sehr viel weniger zugänglich. Erst recht 
kann die „Solidaritäts'-Führung um Wasa 
hier kaum Hilfe durch die Regierung erwar-
ten. Deren beständige Aufforderung an die 
„Solidarität", sich von radikalen Elementen zu 
trennen, stößt vermutlich bei Teilen der Ge-
werkschaftsführung auf Verständnis. Jeder 
Versuch der Regierung, diesem Verlangen von 
außen nachzuhelfen, wird aber vorläufig noch 
den radikalen Strömungen in der Gewerk-
schaftsbewegung Auftrieb geben. Zudem ste-
hen — unabhängig vom Parteitag der PVAP 
und von dem Landeskongreß der „Solidarität" 
— die Sejm-Beratungen der beiden für die Ar-
beit der „Solidarität" elementar wichtigen Ge-
setze über die Gewerkschaften und über die 

Zensur bevor. Sprecher der „Solidarität" haben 
Widerstand gegen alle Lösungen angekündigt, 
die die Interessen der „Solidarität" verletzen.
All dies läßt gegenwärtig im Grunde nur die 
Schlußfolgerung zu, daß die Stabilisierung der 
„Solidarität" und ihre Einbindung in einen evo-
lutionären Erneuerungsprozeß nicht von ihr 
allein bewerkstelligt werden können, sondern 
letztlich doch der Hilfe durch die Partei und 
durch die Regierung bedürfen. Damit bestätigt 
sich erneut, daß die beiden Kontrahenten und 
Partner der Erneuerung aufeinander angewie-
sen sind, wollen sie Polen aus der Krise her-
ausführen. Sofern die PVAP die KPdSU davon 
überzeugen kann, daß das polnische Problem 
nicht mit einer Radikalkur gelöst werden 
kann, wird es dann in der Zukunft darauf an-
kommen, daß die Partei den Teil ihrer Basis, 
der gleichzeitig in der „Solidarität" aktiv ist, 
wieder zurückgewinnt, um ihn als Stützele-
ment für die Realisten in der „Solidarität" ein-
setzbar zu machen. So schwierig dies auch sein 
mag — jeder andere Weg setzt das Gelingen 
des Erneuerungsprozesses in Polen der Gefahr 
des Scheiterns aus.

VII. Die Agrarverfassung: Die „sozialistische Umgestaltung 
auf dem Lande“ und die Bauern-,Solidarität"

Naturgemäß findet das Tauziehen zwischen 
der Partei- und Staatsführung und der „Solida-
rität" mit der Kirche als Vermittler im Hinter-
grund sowie mit den Pressionsmöglichkeiten 
der Nachbarn Polens die breiteste Aufmerk-
samkeit aller, die sich mit dem „polnischen 
Sommer" und seinen Folgen befassen. Dabei 
wird allzu leicht vergessen, daß die Ursache 
für die Fleischpreis-Steigerung und die daraus 
resultierenden Arbeiterstreiks die seit der 
Mitte der 70er Jahre stagnierende oder sogar 
zurückgehende Produktion landwirtschaftli-
cher Erzeugnisse war. Dies wiederum beruht 
auf der oft dargestellten Inkonsequenz, die die 
Agrarpolitik der polnischen Kommunisten 
seit 1956 kennzeichnet, als Gomulka zwar den 
Kollektivierungsprozeß rückgängig machte, 
aber den drei Millionen Individualbauernhö-
fen, die noch heute drei Viertel der landwirt-
schaftlich genutzten Fläche Polens bewirt-
schaften, die nötige Unterstützung verweiger-

te, die es ermöglicht hätte, in Polen eine mo-
derne, leistungsfähige Agrarproduktion aufzu-
bauen. Die streikenden Arbeiter, die selbst 
zum großen Teil noch auf dem Lande geboren 
sind, waren sich dieses Grundübels der polni-
schen Wirtschaft bewußt und nahmen deshalb 
in ihren Forderungskatalog auch auf:

— „Die Schaffung dauerhafter Perspektiven 
für die Entwicklung der bäuerlichen Familien-
wirtschaft — die Grundlage der polnischen 
Landwirtschaft;
— die Gleichstellung der Sektoren der Land-
wirtschaft beim Zugang zu allen Produktions-
mitteln, einschließlich des Bodens;

— die Schaffung der Voraussetzungen für das 
Wiedererstehen der ländlichen Selbstverwal-
tung."

Da sich bereits im Sommer 1980 eine weitere 
Verschlechterung der Versorgung der Bevöl-



kerung mit Grundnahrungsmitteln abzeichne-
te, weil selbst das schon zuvor ungenügende 
Importvolumen von Futtermitteln nun ange-
sichts der offenbar gewordenen Überschul-
dung des Landes als ungesichert erschien, 
blieb der polnischen Führung von vornherein 
nichts anderes übrig, als diese Forderungen zu 
unterschreiben.
Danach suchte sie zunächst die gemachten 
Konzessionen auf das unvermeidliche Mini-
mum zu begrenzen. Gemeinsam mit der Bau-
ernpartei veröffentlichte das Politbüro der 
PVAP am 20. Oktober 1980 den Entwurf eines 
gemeinsamen Positionspapiers, das drei Mo-
nate später endgültig als „Leitlinien der Agrar-
politik, der Landwirtschaft und der Nahrungs-
mittelwirtschaft" vorgestellt wurde. Die Auto-
ren hatten sich darin zwar dazu durchgerun-
gen, die Gleichberechtigung des staatlichen, 
des kollektivierten und des individualbäuerli-
chen Sektors der Landwirtschaft anzuerken-
nen und den Individualbauern zu versichern, 
sie könnten sich darauf verlassen, daß ihre Be-
triebe eine „dauerhafte Entwicklungsperspek-
tive" in Polen vor sich hätten. Um das Verspre-
chen zu unterstreichen, kündigten die „Leitli-
nien" an, daß die „Unantastbarkeit des bäuerli-
chen Eigentums und das Recht seiner Verer-
bung gesetzliche Bestätigung“ finden würden. 
Ferner hieß es in dem Dokument: „Beim Ver-
kehr mit landwirtschaftlich genutzten Grund-
stücken wird mit voller Konsequenz das Prin-
zip angewandt: der Boden für die besten Land-
wirte. Es werden breite günstige Möglichkei-
ten für den Bodenerwerb und für die Vergrö-
ßerung der Individualbauernwirtschaften ge-
schaffen.“
Alle diese Versprechungen und Zusagen wur-
den jedoch durch einen Passus der Leitlinien 
relativiert und in den Augen der Adressaten 
entwertet, der geeignet war, Mißtrauen in den 
Willen der politischen Führung zu schaffen, 
die „Erneuerung" auch in der Agrarpolitik zu 
verwirklichen. Denn die Verfasser des Doku-
ments konnten sich nicht dazu entschließen, 
die seit 1956 stetig proklamierte Zielvorstel-
lung von der „sozialistischen Umgestaltung auf 
dem Lande" aufzugeben. Die Leitlinien formu-
lierten: „Die Landwirtschaftspolitik wird auf 
der Grundlage der gerechten und gleichbe-
rechtigten Unterstützung aller Sektoren den 
sozialistischen Umgestaltungen auf dem Lan-

de, der Entwicklung von staatlichen Landwirt-
schaftsbetrieben, landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften und anderen For-
men des gemeinsamen Wirtschaftens die-
_ _ nen.

Zwar mag es ungerechtfertigt sein, daraus ab-
zuleiten, die PVAP und die Bauernpartei seien 
von vornherein willens, die zeitweilig unum-
gänglichen Konzessionen an die Individual-
bauern bei nächster Gelegenheit wieder zu-
rückzunehmen. Denn die Verfasser des Doku-
ments mußten selbstverständlich Rücksicht 
nehmen auf die „Allgemeinen Prinzipien beim 
Aufbau des Sozialismus", die seit 1957 für alle 
orthodoxen kommunistischen Parteien ver-
bindlich sind. Dennoch erwies sich in der Fol-
gezeit, daß das Dilemma der polnischen Kom-
munisten und der ihr gefügigen Bauernpartei 
nicht nur im abstrakt-theoretischen Bereich, 
sondern sofort bei einer sehr konkreten Ge-
genwartsfrage fühlbare Auswirkungen hatte: 
Schon 1978 waren in einigen Gegenden Polens 
Zusammenschlüsse von Individualbauern ent-
standen, die sich unter ähnlichen Bezeichnun-
gen sämtlich als „Gewerkschaften" deklarier-
ten. Im Herbst 1980 hatte sich diese Bauernge-
werkschaftsbewegung über das ganze Land 
ausgebreitet. Die polnischen Bauern forderten 
nun — nach dem Vorbild der Arbeitnehmer-
gewerkschaft „Solidarität" und mit deren Un-
terstützung — ebenfalls die Anerkennung und 
Registrierung als „Unabhängige Selbstverwal-
tende Gewerkschaft der Individualbauern — 
.Solidarität " (im folgenden kurz: Bauern-„Soli-
darität"). Die Regierung befürchtete davon vor 
allem eine praktische Konsequenz: künftige 
Streiks der landwirtschaftlichen Erzeuger. Die 
PVAP sah die Institutionen in Gefahr, die Go-
mulka seinerzeit als vermittelnde Lösung zwi-
schen dem orthodoxen Gebot kollektiven 
Wirtschaftens und dem Verzicht auf die Kol-
lektivierung eingeführt hatte: die sogenann-
ten „Agrarzirkel" und die dazu gehörigen ad-
ministrativen Lenkungsstrukturen. Außerdem 
erblickte sie — wie Kania Anfang Februar 
1981 sagte — in der Zulassung der Bauern-„So-
lidarität" den möglichen Beginn eines „politi-
schen Kampfes auf dem Lande". Die Führung 
der Bauernpartei schließlich ahnte, wie sich 
alsbald zeigte, zu Recht, daß der Streit um die 
Bauern-„Solidarität“ ihr eigenes politisches 
überleben gefährden würde, als der Vorsit-



zende der Bauernpartei und Parlamentspräsi-
dent, Gucwa, erklärte, die Bauern-„Solidarität" 
wolle die Bauernpartei „spalten".
Eine Zeitlang konnte diese gemeinsame Front 
der Gegner der Bauern-„Solidarität" den Gang 
der Entwicklung dadurch hemmen, daß das 
zur Entscheidung über den Registrierungsan-
trag aufgerufene Gericht rechtlich zutreffend 
die Registrierung verweigerte mit der Begrün-
dung, es fehle an einer ausreichenden Rechts-
grundlage. Der Einwand der Anwälte der Bau-
ern-„Solidarität", in der sozialistischen Plan-
wirtschaft seien auch die privaten Hofeigentü-
mer materiell so vom Staat abhängig, daß sie 
unselbständigen Arbeitnehmern gleichzustel-
len seien, konnte als rein politisches Argu-
ment vom Gericht nicht akzeptiert werden.
Eben damit wurde aber bereits erkennbar, daß 
die rechtlichen Hindernisse für eine Registrie-
rung nur so lange Bestand haben würden, bis 
eine entsprechende politische Willensbildung 
die Initiative zur Schaffung neuer rechtlicher 
Grundlagen ergreifen würde.
Der Sejm schuf am 6. Mai die Rechtsgrundlage 
für die Registrierung durch ein eigenes „Ge-
setz über die Individualbauerngewerkschaf-
ten". Die gerichtliche Registrierung erfolgte 
am 12. Mai.
Zum Ausgleich für dieses Nachgeben der Re-
gierung und der beiden betroffenen politi-
schen Parteien diente jedoch die gleichzeitige 
Registrierung des „Zentralverbands der Agrar-
zirkel und -Organisationen" (Centralny Zwia-
zek Kolek i Organizacji Rolniczych, CZKiOR). 
Damit ist ebenso wie in der Industrie mit den 
Branchengewerkschaften nun auch auf dem 
Lande ein Gegengewicht gegen die „Solidari-
tät" vorhanden. Die Mitgliederzahl der Agrar-
zirkel wird derzeit auf rund 2,6 Mio. geschätzt, 
während für die Bauern-„Solidarität" von 3,5 
Mio. Mitgliedern ausgegangen werden kann. 
Für die wirtschaftliche und für die politische 
Entwicklung des „Erneuerungs'-Prozesses auf 
dem Lande in Polen wird es nunmehr in erster 
Linie darauf ankommen, ob die beiden neuen 
Bauerngewerkschaften gegeneinander kämp-
fen oder ob sie imstande sein werden, ihre ge-
meinsamen Interessen an der Gesundung der 

polnischen Landwirtschaft gegenüber Par-
teien und Regierung geltend zu machen. Die 
Aussichten für eine positive Gestaltung des 
Verhältnisses sind, insgesamt betrachtet, nicht 
schlecht.
Aktueller hingegen ist ein potentieller Kon-
flikt zwischen den beiden „Solidaritäts"-Ge-
werkschaften: Der schon bisher bei der Stadt-
bevölkerung verbreitete — zum Teil auch von 
der kommunistischen Propaganda mitgeför-
derte — Glaube, die Privatbauern hätten es 
besser als die Arbeiter, könnte einen neuen 
Aufschwung erfahren, wenn die unvermeidli-
che Reform des Preissystems für Grundnah-
rungsmittel eingeführt wird. Die Härten, die 
dabei für die Verbraucher trotz der Kompen-
sationszahlungen für sozial Schwache entste-
hen werden, stehen dann in scheinbarem oder 
echtem Gegensatz zur Verbesserung der Ein-
kommen der Landwirte, denen durch Anhe-
bung der Aufkaufpreise des staatlichen Han-
dels gerade der entscheidende Anreiz zur ver-
mehrten Marktproduktion geboten werden 
soll. Hier liegt auch ein Ansatzpunkt für pro-
vokatorische Versuche aller Art, das innenpo-
litische Klima zu stören. Aufgabe der Führun-
gen beider Gewerkschaften und ihrer zum Teil 
identischen Beratergruppen aus der katholi-
schen Intelligenz sowie der Kirche wird es 
deshalb sein, einem derartigen Bruderzwist in 
der „Solidarität" entgegenzuwirken, wenn die 
Partei- und Staatsführung dazu nicht bereit 
oder in der Lage sein sollte.
Fest steht indessen, daß die im Grunde von al-
len gewünschte Steigerung der Leistungsfä-
higkeit der polnischen Landwirtschaft verhält-
nismäßig geringen finanziellen Aufwand er-
fordert. Würden erst einmal die doktrinären 
und bürokratischen Hemmnisse aus dem Weg 
geräumt, der Kleinindustrie und dem Hand-
werk auf dem Dorf Freiraum für Eigeninitia-
tive gegeben und die Umorientierung der In-
dustrie auf die Bereitstellung von Produk-
tionsmitteln für die Landwirtschaft durchge-
führt, müßte Polen nicht nur imstande sein, 
seine eigene Bevölkerung zu ernähren, son-
dern darüber hinaus auch wieder zum Devi-
senverdiener durch den Export von Agrargü-
tern zu werden.



VIII. Die Mittlerstellung der Katholischen Kirche

Mehrfach wurde im Verlauf der vorstehenden 
Darlegungen auf die wichtige allgemeine 
Mittlerrolle der Katholischen Kirche und auf 
ihr vermittelndes Wirken bei konkreten Kon-
flikten hingewiesen. Das allein schon rechtfer-
tigt es, auch die Kirche Polens als eine der po-
litischen Institutionen des Landes zu behan-
deln, ohne dazu auf die historischen Gründe 
für die Stellung der Kirche in Polen zurückzu-
greifen. Rückblickend bleibt jedoch festzuhal-
ten, daß die aktuelle politische Profilierung 
der Kirche nicht erst mit dem „polnischen 
Sommer", auch nicht erst mit der Wahl des 
Kardinals Wojtyfa zum Papst, sondern bereits 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1976 begann, 
als Gierek sich der Autorität der polnischen 
Bischöfe bediente, um die nach den Juni-Un-
ruhen gefährdete Ruhe und Arbeitsdisziplin 
im Lande wiederherzustellen. Die unmittel-
bare Gegenleistung für diesen Dienst bestand 
in einer wachsenden Bereitschaft der politi-
schen Führung, auf die seit Jahren vergeblich 
vorgebrachten Anliegen des Episkopats, wie 
die Genehmigung zum Bau von Kirchen oder 
die bessere Zuteilung von Papier für das kirch-
liche Presse- und Verlagswesen, einzugehen. 
Vor allem aber nutzte die Kirche ihre Fähig-
keit zum Dialog mit allen Kräften des politi-
schen Spektrums, um ihrerseits die Machtha-
ber zur Achtung der Menschenwürde sowie 
zur Schaffung der politischen und wirtschaftli-
chen Voraussetzungen für gerechte zwischen-
menschliche Beziehungen zu mahnen. Daraus 
wiederum erwuchs ihr eine weitere Steige-
rung ihres nationalen Ansehens.

Auf den ersten Blick scheint es, als ob die 
Schwächung der Staats- und Parteimacht im 
Gefolge des „polnischen Sommers“ bei gleich-
zeitiger Vervielfältigung und Intensivierung 
der inneren Konflikte diese Autorität und 
Mittlerstellung der Kirche dauernd weiter 
stärken müßte. Dennoch ist gerade dieser An-
schein zumindest fragwürdig.

Unübersehbar ist der enge Dialog, in dem die 
Kirche heute mit der Partei und mit der Regie-
rung steht. Schon im Herbst 1980 wurde ver-
einbart, daß eine gemeinsame Kommission der 
Regierung und des Episkopats zu regelmäßi-
gen Sitzungen zusammenkommen solle. Seit-

her haben derartige Sitzungen in etwa zwei-
monatigen Abständen stattgefunden. Ihre Er-
gebnisse werden in der Presse mitgeteilt. Bei 
der jüngsten Zusammenkunft gestand die Re-
gierungsseite den Bischöfen den Ausbau des 
kirchlichen Schulwesens und eine flexiblere 
Behandlung von Anträgen auf Rückgabe des 
1945 beschlagnahmten Grundvermögens der 
Kirche zu.

Die Aufwertung der Rolle der Kirchenführung 
und das erweiterte Echo für Ereignisse im Le-
ben der Kirche in den Informationsmedien 
gingen nicht spurlos an der Diskussion in der 
Partei vorüber. Vor allem tauchte nun die For-
derung auf, die Partei müsse in ihrem neuen 
Statut und in der Praxis ihr Verhalten zu den 
gläubigen Parteimitgliedern neu bestimmen. 
Im Mittelpunkt des Meinungsstreits stand die 
Frage, ob diese Parteimitglieder darauf ver-
pflichtet werden sollen, die marxistisch-leni-
nistische Weltanschauung zu akzeptieren und 
aktiv zu vertreten, oder ob es genüge, wenn sie 
die Politik der Partei in allen praktischen 
Sachfragen mittragen und sich ihrerseits aller 
Bekehrungsversuche enthalten.

Die immanente Problematik der Streitschlich-
tung und der Rolle des Vermittlers beruht in-
dessen darauf, daß der Vermittler von beiden 
Seiten zwar dankbar begrüßt wird, wenn der 
Konflikt ohnehin so beschaffen ist, daß eine 
beide Streitparteien befriedigende Lösung 
möglich ist. Je mehr aber die Konflikte so gra-
vierend sind, daß die beiderseitigen Positio-
nen zu weit auseinander liegen, um mit einer 
Vermittlung eine versöhnende Lösung zu er-
reichen, wenden sich einer oder beide Kontra-
henten gegen den Schlichter, der ihnen als mit 
dem Gegner im Bunde erscheint. Vor dieser 
Gefahr steht die Kirche inzwischen.

Bezeichnend für die Rollenverteilung zwi-
schen Angreifer und Verteidiger in der derzei-
tigen polnischen Konstellation ist, daß die po-
litische Führung bisher mit dem Wirken der 
Kirche zufrieden ist. Lediglich aus den Nach-
barstaaten sind Kommentare zu verzeichnen, 
die auch die Katholische Kirche als „antisozia-
listische Kraft“ bezeichnen bzw. den Papst ein 
„reaktionäres Element" nennen oder andeuten, 
der Papst sei der Mentor der Streikaufrufe 



Walesas. Um so heftiger sind die Angriffe, die 
von derjenigen Seite gegen den Episkopat ge-
richtet werden, die ursprünglich der Kirche 
weit näher zu stehen schien als die polnischen 
Kommunisten: von den Dissidenten und deren 
Freunden im westlichen Ausland.
Erstmals wurde Kritik am Episkopat laut, als 
der Kardinalprimas während der entscheiden-
den letzten Augustwoche 1980 in Tschensto-
chau die Arbeiter zum Maßhalten aufrief und 
jedenfalls in der von den staatlichen Informa-
tionsmedien verbreiteten Fassung zur Beendi-
gung der Streiks aufzufordern schien. In der in 
Paris erscheinenden Emigranten-Monatszeit-
schrift „Kultura" wurde daraus der Vorwurf ab-
geleitet, der Kardinalprimas habe sich durch 
das Gespenst der sowjetischen Intervention 
ins Bockshorn jagen lassen und beinahe die 
streikenden Arbeiter um den Erfolg gebracht. 
Ähnliches wiederholte sich, nachdem der 
Sprecher des Kardinals, Pfarrer Orszulik, 
westlichen Pressekorrespondenten ein Inter-
view gegeben hatte, in dem er angeblich ange-
deutet haben soll, die Mitglieder des „KOR", 
insbesondere Jacek Kuroh, verfolgten Ziele, 
die nicht im Interesse Polens lägen.
Inwieweit derartige Kritik auch in Polen unter 
den gläubigen Katholiken weit verbreitet ist 
oder nur die Standpunkte bestimmter polni-
scher Emigrantengruppen widerspiegelt, läßt 
sich von außen schwer beurteilen.
Aber wenn die Erneuerung in Polen über-
haupt eine Chance haben soll, die Besorgnisse 
der Nachbarn Polens zu überleben, und wenn 
die PVAP, die „Solidarität" und die Kirche sich 
zu der „Front der gemeinsamen Vernunft und

Die vorstehende Untersuchung der wichtig-
sten Strömungen und der Entwicklung der po-
litischen Institutionen im Prozeß der Erneue-
rung in Polen hat gezeigt, daß — anders als 
1968 in der Tschechoslowakei — keine akute 
Gefahr für ein Abkippen der Volksrepublik 
Polen in den „Reformismus" besteht. Zumin-
dest auf der Führungsebene der drei wichtig-
sten Kräfte im politischen Leben Polens — der 
Partei, der „Solidarität" und der Katholischen 
Kirche — herrscht ein zentristischer Kurs vor. 

der patriotischen Verantwortung" zusammen-
schließen sollen, kann es keine realistische Al-
ternative zu dem Kurs des polnischen Episko-
pats geben.

Diesem pragmatischen, verantwortungsbe-
wußten Kurs entspricht auf der Gegenseite in 
der PVAP die Linie, die der Minister für Kul-
tur und Kunst, Jzef Tejchma, vor dem 11. Ple-
num des ZK der PVAP wie folgt umriß: „[Ge-
genwärtig] spricht man ... von einem Wider-
spruch zwischen der führenden Rolle der Par-
tei und dem Zustand der Religiosität der Ge-
sellschaft. Diese Frage soll man nicht theore-
tisch mehr komplizieren als es in der Praxis 
möglich ist, sie zu lösen ... In der ... Partei gibt 
es eine große Anzahl gläubiger Menschen, die 
ohne Konflikt mit ihrem Gewissen im Geist 
der Ideen des Sozialismus und seiner grundle-
genden humanistisch-sozialen Werte erzogen 
worden sind. Es gibt jedoch keinen Grund zu 
einer Abkehr von den theoretisch universel-
len ideologischen Grundlagen der Partei, die 
auf dem Fundament des Marxismus beruhen. 
Dies wäre ein Schritt zurück vom Standpunkt 
der Partei, aber auch vom Standpunkt anderer 
ideell-philosophischer Strömungen, ein-
schließlich der katholischen. Wenn wir etwas 
Neues suchen können und müssen, dann ist 
das eben der aufrichtige Dialog der universel-
len Humanismen — des marxistischen und 
des katholischen; denn in diesem Dialog, nicht 
aber in einer ideologischen Kapitulation, kön-
nen neue Werte entstehen in der Kultur, in 
der Moral, beim Aufbau des sozialistischen Sy-
stems sowie letztlich bei der Festigung und 
der Entwicklung des Marxismus selbst."

IX. Schlußbemerkung

Die Extremismen des „Dogmatismus" und des 
neostalinistischen Nationalismus einerseits 
sowie des „Revisionismus" und des antisowjeti-
schen Nationalismus andererseits nehmen 
dort nur Randpositionen ein.

Insofern sollte man annehmen dürfen, daß 
auch die sowjetische Führung es weiterhin 
vorziehen wird, den Erneuerungsprozeß in Po-
len zwar kritisch zu kommentieren, mit ver-
schiedenen Einwirkungsmitteln zu bremsen 



und so in annehmbaren Grenzen zu halten, 
aber nicht zum letzten Mittel der gewaltsamen 
Unterdrückung greift. Die seit Mitte Mai bei-
nahe täglich zu registrierenden massiven Vor-
würfe, Forderungen und bedrohlich wirken-
den Wiederholungen von Teilstücken aus 
dem Szenarium der Reaktion des Warschauer 
Pakts auf den „Prager Frühling" haben bislang 
eine wichtige Grenzlinie noch nicht über-
schritten: den unzweideutigen Aufruf an alle 
übrigen Warschauer-Pakt-Mitglieder, „ge-
meinsam" die „sozialistischen Errungenschaf-
ten" anstelle einer dazu nicht mehr fähigen 
polnischen Führung zu sichern. Noch scheint 
die Vormacht des Pakts zu erwarten, daß der 
entfesselte Nervenkrieg in Polen nach dem 
9. Parteitag der PVAP Wirkung zeitigt.

Dennoch sind einige Fragezeichen hinter 
diese „optimistische" Lageeinschätzung zu set-
zen:

— Die unter westlichen Beobachtern verbrei-
tete Erwartung, die Sowjetunion werde es 
nicht wagen, die von Moskau noch angestreb-
ten Vorteile der Fortsetzung des Entspan-
nungsprozesses durch Gewaltgebrauch gegen 
Polen aufs Spiel zu setzen, setzt voraus, daß die 
westlichen Staaten — anders als noch im Fall 
der sowjetischen Intervention in Afghanistan 
— zu einem gemeinsamen und angemessenen 
Vorgehen imstande sind. Die gemeinsamen 
Kommuniquös der NATO-Staaten und die bi-
lateral der sowjetischen Führung übermittel-
ten Warnungen dürften diese Fähigkeit noch 
nicht zweifelsfrei erweisen.

— Es ließe sich auch die Auffassung begrün-
den, daß der Reform„frühling" in der Tsche-
choslowakei 1968 im Grunde ungefährlicher 
für das sowjetische Herrschaftssystem war als 
der polnische Erneuerungsprozeß. Denn ge-
rade die Radikalität und das Tempo der Verän-
derungen in der Tschechoslowakei, vor allem 
in der kommunistischen Partei selbst, hätten 
damals zu der Überlegung im Politbüro der 
KPdSU führen können, daß die Reformer um

X. Nachtrag

Der 9. (außerordentliche) Parteitag der PVAP 
begann, wie geplant, am 14. Juli. Seine Dauer 
mußte jedoch um zwei Tage verlängert wer-

Dubcek sehr bald an den inneren Schwierig-
keiten und Widersprüchen gescheitert wären, 
die ihr Programm in sich barg. Der Erneue-
rungsprozeß des „polnischen Sommers" baut 
dagegen auf einer weit solideren Grundlage 
auf und würde weniger leicht in sich zusam-
menbrechen. Entweder besitzen die sowjeti-
schen Machthaber nicht den nötigen Weit-
blick, um in der polnischen Krise den Vorbo-
ten ähnlicher Entwicklungen in anderen 
Volksdemokratien im Laufe der 80er Jahre zu 
sehen, oder sie besitzen diese Einsicht durch-
aus, ziehen daraus aber gerade die Konse-
quenz, daß sie sich bereits jetzt einer derarti-
gen Entwicklung notfalls mit Gewalt entge-
genstemmen müssen. In beiden Fällen würden 
die polnischen Zentristen um Kania und Jaru-
zelski in Moskau sehr bald kein Gehör mehr 
finden.

— Schließlich muß auch vor dem Mißver-
ständnis der Euphorie in Polen gewarnt wer-
den, als sei sie der Ausdruck der inneren 
Stärke des Erneuerungsprozesses. Die Begei-
sterung über die neu gewonnenen Freiheiten 
in Polen und die den Besucher erstaunende 
Furchtlosigkeit der Menschen dieses Landes 
sollten nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
darunter eine Schicht der Angst liegt. Denn 
alle Beteiligten des Erneuerungsprozesses — 
vor allem die „Solidarität" und die PVAP — 
sind sich noch keineswegs sicher, daß der „pol-
nische Sommer" eine unumkehrbare Entwick-
lung eingeleitet hat. Aus dieser Unsicherheit 
erwachsen einerseits Ungeduld und Übereifer 
vieler Anhänger der „Solidarität", andererseits 
die Zurückhaltung der Machthaber, sich auf 
den Dialog als das prinzipielle Mittel zur Bei-
legung der Konflikte in der polnischen Gesell-
schaft einzulassen. Im Ergebnis entsteht so ein 
fataler Kreis aus Mißtrauen und Aggressivität, 
der erst dann überwunden werden könnte, 
wenn der Erneuerungsprozeß die Phase der 
Euphorien und der auf seine Rückgängigma-
chung gerichteten Drohungen hinter sich ge-
lassen hat.

den, so daß im Zeitpunkt der Abfassung dieses 
Nachtrags die Schlußdokumente noch nicht 
vorliegen. Dennoch lassen sich aus den bishe-



rigen Nachrichten bereits einige Ergebnisse 
vorstellen.

Der Abschluß
der Parteitagsvorbereitungen

Die Ende Juni abgeschlossenen Parteiwahlen 
hatten auf der unteren und mittleren Ebene 
der Parteiinstanzen zu einer Auswechslung 
durchschnittlich der Hälfte der Ersten Sekre-
täre geführt. In den Komitees lag der Prozent-
satz der Veränderungen teilweise noch weit 
höher. Von den gewählten 1964 Delegierten 
des 9. Parteitages waren sogar nur 170 Teil-
nehmer frührerer Parteitage. Immerhin hatten 
neun von elf Politbüromitgliedern (Kania, Jab-
lonski, Jagielski, Jaruzelski, Olszowski, Barci-
kowski, Zabinski, Moczar und Grabski) und 
drei der fünf Politbürokandidaten (Fiszbach, 
Kruk und Ney) die Nominierung als Partei-
tagsdelegierte erhalten. Ebenso waren alle 
drei Nichtpolitbüromitglieder des Sekretari-
ats des ZK (Kurowski, Cypryniak und Ga-
brielski) nominiert worden. Die Vollmitglieder 
und die Kandidaten des Zentralkomitees wa-
ren jedoch nur zu rund 30% zum Parteitag ent-
sandt worden. Insgesamt lag der Anteil der 
Arbeiter unter den Delegierten bei 22,3% — 
bei einem Anteil am Gesamtmitgliederbe-
stand der PVAP von 44,7% —, während die 
Bauern mit knapp 10% ihrem zahlenmäßigen 
Gewicht in der Partei etwa entsprechend ver-
treten waren. Von den Delegierten gehörten 
405 der „Solidarität", neun der Bauern-„Solida-
rität", 1099 den Branchengewerkschaften, 18 
den Autonomen Gewerkschaften und 93 dem 
Gewerkschaftsverband der „Agrarzirkel" an.
Die in Polen und auch von ausländischen Be-
obachtern geäußerte Erwartung, daß der zen-
tristische Kurs Kanias und Jaruzelskis auf 
dem Parteitag seine Bestätigung finden werde, 
war zwar insofern begründet, als eine Reihe 
profilierter Reformer ebenso bei den Partei-
wahlen gescheitert war wie manche eindeuti-
gen Vertreter der harten Linie. Dennoch bil-
dete die überaus große Zahl der Neulinge ei-
nen Faktor der Ungewißheit. Hinzu kam, daß 
wenige Tage vor dem Parteitag an verschiede-
nen Orten Polens erstmals seit Anfang April 
regionale Gruppen der „Solidarität" wieder zu 
Warnstreiks gegriffen hatten, um sehr ver-
schiedenartigen, darunter auch materiellen 

Forderungen Nachdruck zu verleihen, obwohl 
Lech Wasa fortfuhr, die Mitglieder der „Soli-
darität" vor Protestaktionen zu warnen. Er 
selbst wurde bei den Delegiertenwahlen des 
„Solidaritäts"-Bezirks Danzig mit klarer Mehr-
heit in seiner Funktion als Vorsitzender des 
Regionalverbandes bestätigt. Gleichzeitig frei-
lich wurde in Bromberg auch der extreme 
Führer der dortigen „Solidarität", Jan Rulews-
ki, wiedergewählt. Angesichts der von der Re-
gierung Anfang Juli angekündigten durch-
schnittlichen Preiserhöhung für Lebensmittel 
um 123% und vor dem Hintergrund eines 
neuen Gesetzentwurfs der Berater der „Solida-
rität", mit dem ein radikales Modell der Arbei-
terselbstverwaltung auf der Grundlage soge-
nannter „gesellschaftlicher Betriebe" propa-
giert wird, war so dem Parteitag noch einmal 
deutlich vor Augen geführt worden, daß die 
Lösung der Krise des Landes mehr verlangen 
würde als die Abrechnung mit den alten Spit-
zenpolitikern und die Erprobung des neuen in-
nerparteilichen Demokratieverständnisses bei 
den Wahlen des Parteitags.

Für eine gewisse Beruhigung von außen 
sorgte der Besuch Gromykos in Warschau 
vom 3. bis 5. Juli. In dem gemeinsamen Kom-
munique nahmen Bekundungen der außenpo-
litischen Übereinstimmung mit der polnischen 
Führung den breitesten Raum ein. Lediglich 
der folgende Satz erinnerte an die Warnun-
gen, die das ZK der KPdSU in seinem Brief 
vom 5. Juni an die PVAP gerichtet hatte: „Die 
Verteidigung der Errungenschaften des Sozia-
lismus in der Volksrepublik Polen ist untrenn-
bar von den Fragen der Unabhängigkeit und 
der Souveränität des polnischen Staates, von 
seiner Sicherheit und von der Unantastbarkeit 
seiner Grenzen."

Die Ergebnisse der Parteitagswahlen

Nach dem spektakulären Verlauf der Partei-
tagsvorkonferenzen, der Grabski von einem 
„Wahlamoklauf" sprechen ließ, überrascht es 
nicht, daß auch der Parteitag selbst die Wah-
len in den Mittelpunkt seiner Aktivität stellte. 
Der ursprüngliche Plan, die Wahl des Ersten 
Sekretärs der PVAP sofort zu Beginn der Bera-
tungen durchzuführen, stieß offenbar auf den 
Widerstand der Mehrheit der Delegierten. 
Deshalb wurden zuerst das neue Zentralkomi-



tee mit 200 Vollmitgliedern und 70 Kandida-
ten sowie die 90 Mitglieder der zentralen 
Kommission für Parteikontrolle und die 70 
Angehörigen der Zentralen Revisionskommis-
sion gewählt. Das Ergebnis dieser Wahlen ent-
spricht rein quantitativ fast genau dem Ver-
hältnis von Neulingen und Veteranen unter 
den Delegierten: Nur 41 der bisherigen Mit-
glieder der genannten Gremien fanden sich 
unter den 430 Gewählten wieder. Dagegen 
kam es zu einer unerwarteten Umkehr des zu-
vor von vielen kritisierten Mißverhältnisses in 
der Repräsentation der Arbeiter und Bauern 
auf dem Parteitag: Im neuen Zentralkomitee 
haben Arbeiter und Bauern zusammen die 
Mehrheit.
Angesichts des bislang kaum über den lokalen 
Bereich hinausgehenden Bekanntheitsgrades 
vieler dieser neuen ZK-Mitglieder lassen sich 
Aussagen über das politische Profil des neuen 
Zentralkomitees vorläufig noch am ehesten 
anhand der Erfolge und der Niederlagen be-
kannter Politiker machen. Aus dem alten Po-
litbüro finden sich im neuen ZK nur noch Ja-
ruzelski, der die Rekordzahl von 1615 Stim-
men erhielt, Kania (1335 Stimmen), Barci-
kowski und Olszowski. Zusammen mit Vize-
premier Rakowski ergibt sich daraus eine pro-
minente Fünfergruppe, die den Balanceakt des 
Erneuerungskurses ziemlich genau in ihrer 
Zusammensetzung widerspiegelt. Allerdings 
ist nicht zu verkennen, daß eine Reihe wichti-
ger Protagonisten eines eindeutigen Erneue-
rungskurses wie Fiszbach, Klasa, Dabrowa 
durchgefallen sind und nur der Parteichef der 
Danziger Lenin-Werft, Labecki, aus dieser 
Gruppe im ZK verblieben ist. Zwar sind auf 
der anderen Seite auch Grabski, abiski und 
Moczar auf der Strecke geblieben. Sie haben 
jedoch in dem Bauarbeiterführer Siwak, dem 
Innenminister Milewski und dem wegen sei-
ner antizionistischen Schriften bekannten Po-
lizeihochschuldirektor Walichnowski gleich-
gesinnte Nachfolger gefunden. Erwähnt sei 
hier auch, daß ungeachtet der nominellen 
Mehrheit der Delegierten aus den Branchen-
gewerkschaften ihr Vorsitzender, Szyszka, den 
Sprung in das ZK nicht schaffte.

Die relativ erfolgreiche Behauptung der „hard-
liner" hat sich bei den Wahlen zum Politbüro 
und zum Sekretariat bestätigt. Erster Sekretär 
wurde erneut Kania. Die Delegierten gaben 

ihm rund zwei Drittel der abgegebenen Stim-
men. Sein einziger Gegenkandidat, der jedoch 
von vornherein nur der Form halber kandi-
dierte, war Barcikowski. Rakowski, der mit ei-
nem ausdrücklichen Bekenntnis zu einem „Re-
formkurs“ sowohl begeisterte Zustimmung als 
auch scharfe Zurechtweisung unter den Dele-
gierten fand, verzichtete ebenso wie Ols-
zowski auf eine Gegenkandidatur, die nur die 
Gefahr offener Richtungskämpfe an der Par-
teispitze bedeutet hätte. Im neuen Politbüro, 
das vom Zentralkomitee am 19. Juli gewählt 
wurde, findet sich die obengenannte promi-
nente Fünfergruppe um Rakowski vermindert. 
Als ausgewiesene Erneuerer können hier nur 
Labecki und bis zu gewissem Grad auch der 
Breslauer Parteichef Porebski gelten. Ihnen 
stehen jedoch insbesondere der erst kürzlich 
zum ZK-Kandidaten aufgestiegene Siwak und 
Milewski gegenüber. Im Sekretariat garantie-
ren Olszowski und Milewski, daß reformisti-
sche Tendenzen sich kaum entfalten können.
Wer den Beifall der Delegierten bei der Rede 
Jaruzelskis vor dem Parteitag am 19. Juli hör-
te, der jedesmal dann aufbrach, wenn die Rede 
von der Stärkung der Staatsmacht gegenüber 
den Kräften der „Anarchie“ war, wird jeden-
falls vorsichtig sein mit der Behauptung, die 
personelle Erneuerung der Kader habe auch 
die programmatische Erneuerung der PVAP 
gefördert.

Erste Schlußfolgerungen

Ohne Prüfung der noch ausstehenden Ab-
schlußdokumente wie des Parteiprogramms 
und des neuen Statuts kann heute nur festge-
stellt werden, daß das Gesamtbild des Verlaufs 
zumindest zwiespältig wirkt: Die Lebhaftig-
keit und Spontaneität der Diskussionsbeiträ-
ge, die Tatsache, daß erstmals bei einem kom-
munistischen Parteitag in einem der osteuro-
päischen Staaten Wahlen stattfanden, die ih-
ren Namen verdienen, sollen keineswegs in 
ihrer Bedeutung unterschätzt werden. Gleich-
wohl ist unverkennbar, daß die Reden Kanias 
und Jaruzelskis kaum neue Wege aus der 
Krise gewiesen haben — wohl auch von vorn-
herein nicht weisen konnten. Die Aufsplitte-
rung der Sachdiskussion in 16 Arbeitsgruppen 
tat ein übriges, um zwar viele Sprecher zu 
Wort kommen, aber doch wenig davon erken-



nen zu lassen, wie aus der Masse der Einzel-
vorschläge ein geschlossenes, überzeugendes 
Aktionsprogramm, vor allem zur Überwin-
dung der ökonomischen Probleme des Landes, 
werden kann. Der Abschluß der „Abrechnung" 
mit der Gierek-Gruppe, der nun im Parteiaus-
schluß des ehemaligen Ersten Sekretärs der 
PVAP gipfelte, hat allenfalls den einen Nut-
zen, daß künftig dieser Themenbereich den 
Blick in die Zukunft nicht länger verstellen 
kann.
Ein „Reform"parteitag? Wohl kaum. Der Brief 
der KPdSU-Führung und die übrigen Warnsi-

gnale aus dem Warschauer Pakt haben ge-
wirkt. Der Parteitag der „sozialitischen Er-
neuerung"? Ja, wenn man dessen eingedenk 
bleibt, daß weder Kania noch Walesa, weder 
der Papst in Rom noch der neue Kardinalpri-
mas Glemp aus der Realität der geopolitischen 
Lage Polens ausbrechen können und daß die 
„Front der gemeinsamen Verantwortung und 
der vaterländischen Vernunft" bestenfalls erst 
am Beginn ihrer Verwirklichung und jeden-
falls vor weiteren ernsten Belastungsproben 
steht.
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Zdenek Mlynäf

Entwicklungsmöglichkeiten in Polen
Es ist verständlich, daß sich im Zusammen-
hang mit der Krise in Polen das Interesse des 
Westens vor allem auf die Frage konzentriert, 
ob es zu einer sowjetischen militärischen In-
tervention kommen werde. Die Folgen eines 
derartigen Eingriffs wären in der heutigen in-
ternationalen Lage sicher in vielerlei Sicht un-
erwünscht — auch für die Moskauer politi-
sche Führung. Überlegungen über die Mög-
lichkeit einer sowjetischen militärischen In-
tervention sollten jedoch nicht dazu verleiten, 
nicht mehr über andere, wesentliche Aspekte 
der gegenwärtigen Entwicklung in Polen 
nachzudenken. Ich möchte in diesem Beitrag 
versuchen, einige Züge der polnischen Krise 
zu analysieren, ohne Rücksicht auf das Pro-
blem einer sowjetischen militärischen Inter-
vention.

Einige Überlegungen in der westlichen Publi-
zistik erwecken manchmal den Eindruck, für 
Polen käme in seiner jetzigen Lage nur eine 
einzige Entwicklungsalternative in Frage: in 
Richtung auf eine pluralistische politische De-
mokratie und auf eine Unabhängigkeit vom 
gesellschaftlich-politischen Modell sowjeti-
schen Typus. Ich vermute, daß die Perspektive 
der polnischen Entwicklung nicht so einfach 
ist — und gerade darin besteht zum Teil die 
Hoffnung, daß es zu keiner sowjetischen mili-
tärischen Intervention kommen wird. Dabei 
bin ich überzeugt, daß wichtige Veränderun-
gen in Polen stattfinden werden, die auf lange 
Sicht auch die Entwicklung in anderen Län-
dern des sowjetischen Blocks beeinflussen 
können. Die Veränderungen, die dabei er-
reicht werden können, sind jedoch begrenzt.

I. Polen und seine Nachbarn: Gleiches und Unterschiedliches

Das gesellschaftlich-politische System Polens 
zeichnete sich schon längst vor der gegenwär-
tigen Krise durch einige historisch bedingte 
Besonderheiten im Vergleich mit anderen 
Ländern des sowjetischen Blocks aus. Dazu ge-
hören als auffälligste: der ausgedehnte Sektor 
privater Landwirtschaft, engere Wirtschafts-
beziehungen zum Westen, der außerordentli-
che ideelle und politische Einfluß der katholi-
schen Kirche, die weniger scharfen Repressio-
nen gegenüber den Kritikern des Regimes.
Diese Besonderheiten werden im Westen oft 
als Voraussetzungen für eine liberalere oder 
demokratischere Entwicklung angesehen, als 
sie z. B. in der UdSSR, in der heutigen Tsche-
choslowakei oder in der DDR erwartet werden 
können; und diese positive Wertung einiger 
spezifischer Züge des polnischen gesell-
schaftspolitischen Systems hat ohne Zweifel 
dazu beigetragen, daß die Einschätzung des 
Regimes Gierek im Westen oft zu wohlwol-
lend war: Die westliche Publizistik weckte bei 
ihren Lesern nicht gerade die Erwartung, daß 

das polnische Regime unter dem Druck einer 
von den Massen getragenen Unzufriedenheit 
zusammenbrechen würde. Es wurde vielmehr 
die Illusion genährt, das Regime in Polen sei 
stabiler, als es in Wirklichkeit war; sein Stabi-
litätsgrad wurde fälschlicherweise mit dem 
Ungarns verglichen, weil bei oberflächlicher 
Betrachtung beide Regime „liberalere Züge" 
aufzuweisen schienen als andere Länder des 
sowjetischen Blocks.
Werten wir die Dinge nicht nach dem Motto 
„der Wunsch ist der Vater des Gedankens", so 
sind jene so häufig angeführten besonderen 
Züge des polnischen Systems keineswegs ein-
deutig positiv. Der ausgedehnte Privatsektor 
in der polnischen Landwirtschaft ist nicht nur 
Ausdruck einer Beschränkung staatlicher All-
macht, sondern sicher auch eine der Ursachen 
für den katastrophalen Zustand der polni-
schen Volkswirtschaft, weil unter dem beste-
henden System den Privaterzeugern verwehrt 
wird, sich effektiv zu entfalten. Die politische 
Macht ist einerseits nicht in der Lage, die pri-



vate Landwirtschaft durch eine kollektivierte 
(nicht einmal von dem geringen Qualitätsgrad 
der sowjetischen) zu ersetzen; andererseits 
fürchtet sie — aus grundsätzlichen politischen 
Überlegungen —, den privaten Landwirten ef-
fektives Wirtschaften zu gestatten, macht ih-
nen das Leben schwer und unterdrückt sie als 
„fremdes Element“. Das Ergebnis ist, daß die 
Produktivität der landwirtschaftlichen Erzeu-
gung noch mehr stagniert als in den benach-
barten Ländern des sowjetischen Blocks.

Auch die ausgedehnteren wirtschaftlichen Be-
ziehungen zum Westen sind in Wirklichkeit 
im Falle Polens deformierte Beziehungen. Die 
Fähigkeit Polens, sich ökonomisch auf westli-
chen Märkten zu behaupten und sich in die 
westliche Arbeitsteilung einzuordnen, ist ge-
nau so beschränkt und schlecht wie bei seinen 
Nachbarn; viel größer ist eigentlich nur seine 
Verschuldung im Westen. Wegen des Ausma-
ßes dieser Verschuldung müßte die polnische 
Wirtschaft eigentlich weitaus eindrucksvoller 
in den Westen integriert sein — in Wirklich-
keit jedoch ist sie voll in den Rahmen des 
RGW integriert Das kann nur zur faktischen 
Unfähigkeit führen, die Schulden an den We-
sten abzutragen, und zu einer allgemein gerin-
gen Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft — 
beides wiederum ausgeprägter als bei den 
Nachbarn Polens im sowjetischen Block.

Auch in ideologischer und politischer Hin-
sicht sind einige polnische Besonderheiten 
Ausdruck eines nicht funktionierenden Sy-
stems. Eine wirklich souveräne Stellung hat 
weder die kommunistische Partei noch die ka-
tholische Kirche; und noch weniger haben sie 
die Gruppen sogenannter Dissidenten, obwohl 
diese in Polen stärker toleriert werden als in 
den Nachbarländern. Da jedoch das ganze 
politische System nicht als pluralistisches Sy-
stem angelegt ist, sondern sein Funktionieren 
einen autokratischen Souverän in der ideolo-
gisch-politischen Sphäre voraussetzt, ist das 
Ergebnis ein Zustand, in dem das politische 
System noch weniger effektiv funktioniert als 
in den Nachbarländern im Ostblock. Die Kon-
flikte zwischen formalen und informellen 
Strukturen sind in Polen stärker; der Unglau-
ben an die Fähigkeit der offiziellen Struktu-
ren, die gesteckten Ziele durchsetzen zu kön-
nen, ist hier hartnäckiger und noch weiter ver-

breitet; und von dieser Skepsis sind Be-
herrschte und Herrschende gleichermaßen 
befallen. Korruption, Zynismus und Apathie 
sind das Ergebnis eines derartigen Zustandes 
viel eher als wachsende liberal-demokratische 
Wertorientierungen.

Betrachten wir die Dinge aus dieser Sicht, so 
beruht die Bedeutung der skizzierten spezifi-
schen Züge des polnischen Systems nicht dar-
in, daß durch sie Wege zu einer größeren De-
mokratisierung eröffnet würden, sondern im 
Gegenteil darin, daß sie seine Instabilität ver-
deutlichen. Ein nicht funktionierendes System 
ist nämlich notwendig immer ein instabiles 
System. Aus der Sicht des sowjetischen Blocks 
als Ganzem ist unter diesen Umständen die 
hervorstechendste Besonderheit Polens schon 
seit einigen Jahren, daß es das schwächste 
Glied einer Kette ist (und dieses kann, wie Le-
nin zu sagen pflegte, die ganze Kette beein-
flussen).

Schon aus diesem Grunde müssen sich die 
Nachbarstaaten des Sowjetblocks über die pol-
nische Entwicklung größere Sorgen machen, 
als dies an sich im Hinblick auf die Unter-
schiede, die zwischen ihnen und Polen beste-
hen, notwendig erschiene. Das nicht funktio-
nierende System in Polen hat nämlich etwas 
ans Licht gebracht, was letztlich keine polni-
sche Besonderheit ist, sondern irgendwann al-
len Ländern des sowjetischen Blocks wieder-
fahren könnte: Das System erwies sich als un-
fähig, vor allem der Industrie-Arbeiterschaft 
ein Lebensniveau zu garantieren, das aus jener 
einflußreichsten gesellschaftlichen Gruppe 
der Bevölkerung eine soziale Stütze der beste-
henden politischen Struktur werden ließe. Da-
bei zeigte sich, daß die Industriearbeiterschaft 
im Kampf um elementare materielle Forde-
rungen und soziale Sicherheiten auf ihre tradi-
tionelle Waffe zurückgreifen kann — zum 
Massenstreik und zu politischen Forderun-
gen.

Das ist allerdings etwas, was gerade zu Beginn 
der achtziger Jahre die gesellschaftspoliti-
schen Systeme sowjetischer Bauart im ganzen 
Sowjetblock an einer äußerst empfindlichen 
Stelle trifft. In neuerer Zeit erreichten nämlich 
die politischen Regime in diesen Ländern ihre 
relative Stabilität gerade dadurch, daß sie das 
Interesse breitester Bevölkerungsschichten 



an höherem Lebensniveau (im Sinne von Kon-
sum und sozialer Sicherheit) mit ihrem eige-
nen Interesse an der politischen Loyalität die-
ser Schichten verknüpften.
Der allgegenwärtige politische Terror der Sta-
linzeit konnte nur deshalb durch selektive 
Repression gegenüber kleinen oppositionel-
len Gruppen ersetzt werden, weil gegenüber 
der riesigen Mehrheit der Bevölkerung in den 
vergangenen Jahrzehnten ein neuer Mecha-
nismus angewandt wird, der politische Loyali-
tät bzw. Neutralität und Passivität sichert: Es 
geht — allgemein gesagt — um die Mechanis-
men, durch die Menschen im Konsumstadium 
der Industriezivilisation zur Konformität ge-
bracht werden.
In den sowjetischen Systemen besteht dieses 
Konsumstadium allerdings erst in seiner sehr 
frühen Anfangsperiode; es handelt sich um 
eine eigentümliche Kombination von Kon-
sumorientierung und ungenügenden Möglich-
keiten, die sich entwickelnden Bedürfnisse 
tatsächlich zu befriedigen. Das soll jedoch 
nicht bedeuten, daß es unmöglich wäre, einen 
äußerst wirksamen Mechanismus der Ausnut-
zung dieser Orientierung zu schaffen. Im Ge-
genteil: Unter den Bedingungen eines knap-
pen Warenangebotes kann ein derartiger Me-
chanismus mit politischen Interessen viel 
wirksamer verflochten werden als in einer 
.Konsumgesellschaft des Überflusses".

Die relative Stabilität der sowjetischen Re-
gime in den letzten fünfzehn Jahren beruht 
auf einem eigenartigen „Gesellschaftsvertrag": 
Der Bürger verpflichtet sich, keine politischen 
Rechte zu beanspruchen, die über den Rah-
men hinausgehen, der von der politischen 
Macht festgelegt wurde, formelle Loyalität ge-
genüber der politischen Macht zu äußern und 
teilzunehmen am verbindlichen Ritual der Be-
jahung aller ihrer innen- und außenpolitischen 
Schritte. Dafür garantiert die politische Macht 
dem Bürger ein bestimmtes materielles Le-
bensniveau, soziale Sicherheit (vor allem Aus-
schluß der Arbeitslosigkeit) und im ganzen ein 
ruhiges Privatleben.

Wer diesen ungeschriebenen Vertrag einhält, 
muß mit der politischen Macht nicht in Kon-
flikt geraten. Wer ihn verletzt, wer es ablehnt, 
sich am formalisierten Ritual der Übereinstim-
mung zu beteiligen und politische Freiheiten 

und Rechte fordert, verliert die Garantien sei-
ner sozialen Sicherheiten und das damit zu-
sammenhängende private Lebensniveau. Dis-
kriminierungen im Beruf, existentielle Be-
nachteiligungen — das sind Mittel, die im ge-
sellschaftlichen Maßstab die politische Loyali-
tät (oder genauer: Passivität) von Millionen 
Menschen in den Ländern des sowjetischen 
Blocks erzwingen. Nur gegenüber denen, für 
die das alles nicht genügt, wendet die politi-
sche Macht dann auch gerichtliche Repressio-
nen in politischen Prozessen an.

Damit sich die Stabilität des Regimes jedoch 
auf einen „Vertrag“ dieser Art stützen kann, 
muß der Staat fähig sein, für die entscheidende 
Mehrheit der Gesellschaft ein Lebensniveau 
tatsächlich zu sichern, das mögliche oppositio-
nelle Stimmungen pazifizieren kann. In dem 
Augenblick, wo dies nicht mehr gewährleistet 
ist, bricht der Hauptpfeiler der relativen Stabi-
lität des Systems zusammen. Zu welchen Kon-
sequenzen dies führt, zeigt anschaulich gerade 
die gegenwärtige Entwicklung in Polen.

Auch ohne die polnischen Ereignisse haben 
die achtziger Jahre aus dieser Sicht im sowjeti-
schen Block äußerst unfroh begonnen. Alle 
Staaten des Blocks haben offiziell angekün-
digt, daß sich das Wachstum der Produktion 
und die Erhöhung des Lebensniveaus schon 
im Plan auf ein Minimum beschränken wür-
den; es wurde sogar schon die Erhaltung des 
bestehenden Lebensniveaus und nicht dessen 
Erhöhung zur offiziellen Parole erhoben. Dies 
traf den ganzen Mechanismus, der politische 
Loyalität mit materiellem Lebensniveau ver-
knüpfte. Die Furcht, dieser Mechanismus 
werde in Zukunft nicht in der Lage sein, die 
Stabilität wenigstens in einem Ausmaß wie in 
den siebziger Jahren zu sichern, ergriff die 
Machteliten schon vor den Ereignissen des 
polnischen Herbstes.

Die Massenstreiks in Polen, die sowohl die 
Anerkennung unabhängiger Gewerkschafts-
organisationen als auch den Sturz einer gan-
zen Führungsgarnitur und den Antritt einer 
neuen erzwangen, haben bei den Machteliten 
der Nachbarstaaten mit Sicherheit zu Bestre-
bungen geführt, ähnliche Tendenzen in ihren 
Ländern zu unterdrücken — Bestrebungen, 
die polnische Ansteckungsgefahr um jeden 



Preis zu isolieren. Es kann gar nicht bezweifelt 
werden, daß auch der Ruf nach einer militäri-
schen Intervention, wie er unverblümt in der 
tschechoslowakischen Presse und zwischen 
den Zeilen in der Presse der UdSSR und der 
DDR geäußert wurde, unmittelbar mit dieser 
überängstlichen Reaktion zusammenhängt: 
Weder 1970 noch 1976 fühlten die Eliten der 
Nachbarstaaten eine solch starke Furcht vor 
einer möglichen Entwicklung wie der in Polen 
wie heute, denn damals war die eigene ökono-
mische Lage nicht so labil, und es war möglich, 
die Entwicklung in Polen rasch einzudämmen. 
Die Machteliten aller Länder mit einem politi-
schen System sowjetischer Bauart werden vor 
die Notwendigkeit gestellt sein, das Problem 
zu lösen, wie einer ähnlichen Destabilisierung 
des Systems (wie der in Polen) „zu Hause" vor-
gebeugt werden könne. Diese Herausforde-
rung wird ebenso unausweichbar sein wie jene 
andere Mitte der fünfziger Jahre, als nach dem 
Tode Stalins der bis dahin stabilisierend wir-
kende Mechanismus des Massenterrors besei-
tigt werden mußte.

Damit soll nicht gesagt sein, daß die Machteli-
ten in diesen Ländern nun den Weg einer Ent-
wicklung zur Demokratie zu beschreiten ge-

dächten, daß also eine neue Ära „der Liberali-
sierung" anbräche. Es besteht im Gegenteil die 
Möglichkeit, daß sie einen Ausweg in einer 
partiellen Rückkehr zum Mechanismus des 
politischen Terrors versuchen könnten. Die 
Probleme der Stabilisierung der eigenen ge-
sellschaftlich-politischen Systeme unter den 
Bedingungen der achtziger Jahre werden 
diese Eliten jedoch schließlich und endlich lö-
sen müssen. Eine gewisse Bewegung wird in 
diesen Systemen, die sich in den vergangenen 
zehn Jahren durch eine außergewöhnliche 
Stagnation und Unbeweglichkeit ausgezeich-
net hatten,'im Zusammenhang mit der polni-
schen Herausforderung daher real, ja notwen-
dig sein. Es steht fest, daß die Richtung dieser 
Bewegung nicht allein von innenpolitischen 
Faktoren der Länder des sowjetischen Blocks, 
sondern auch von Faktoren der internationa-
len Lage beeinflußt werden wird, die sich 
ebenfalls in den achtziger Jahren in bestimm-
ten Zügen neu und bislang auch nicht ganz 
übersichtlich konstituiert.
Im Rahmen dieses Beitrags läßt sich also nicht 
einmal in groben Zügen abschätzen, in welche 
Richtung schließlich die Bewegung in den so-
wjetischen Systemen gehen wird.

II. Der Druck „von unten" und die Grenzen 
von Systemveränderungen in Polen

Im Unterschied zum „Prager Frühling" von 
1968, der als Reform „von oben", aus einer 
Initiative von Reformströmungen innerhalb 
der offiziellen Machtstrukturen begonnen hat-
te, entstand die gegenwärtige Entwicklung in 
Polen ausschließlich auf Druck „von unten", 
von gesellschaftlichen Kräften, die außerhalb 
der offiziellen Machtstruktur stehen. In der 
Praxis zeigte es sich auf diese Weise, daß die 
Methode, mit der sich die gesellschaftspoliti-
schen Systeme vom sowjetischen Typus in den 
siebziger Jahren stabilisiert hatten und die 
darin bestand, daß alle kritisch, reformistisch 
und oppositionell wirkenden Kräfte aus der 
herrschenden Partei und den offiziellen politi-
schen Strukturen hinausgedrängt wurden, nur 
begrenzten, befristeten Erfolg haben kann. In 
diesem Sinn bestätigte die polnische Entwick-
lung vom Herbst 1980 an die Richtigkeit jener 

politischen Orientierung, die vor Jahren be-
sonders von Adam Michnik theoretisch for-
muliert worden und in der Praxis am ausge-
prägtesten von der unter dem Kürzel KOR be-
kannten Gruppe vertreten worden war. Diese 
Orientierung setzte zu Recht voraus, daß nach 
der Niederlage der Reformbewegung inner-
halb der Kommunistischen Parteien des So-
wjetblocks ein Weg zur Weiterentwicklung 
nur durch Druck von unten eröffnet werden 
könne, durch einen Druck, der sich außerhalb 
der Partei und außerhalb der offiziellen Struk-
turen bilden würde.

Polen war das einzige Land des sowjetischen 
Blocks, in dem während der siebziger Jahre 
bereits zweimal — im Dezember 1970 und im 
Sommer 1976 — die politische Möglichkeit ei-
nes derartigen Drucks in der Praxis bestätigt 



worden war. Das verlieh den kritischen und 
oppositionellen gesellschaftlichen Kräften je-
nes Selbstvertrauen, das in andern Ländern 
(insbesondere in der Tschechoslowakei nach 
1968) fehlt. Mit der Forderung nach freier Bil-
dung und Tätigkeit von Institutionen, die un-
abhängig wären von offiziellen Strukturen, 
identifizierten sich dabei nicht nur kleine 
intellektuelle Gruppen, sondern die bedeu-
tendsten sozialen Kräfte des Landes: die Ar-
beiterschaft der großen Industrieballungszen-
tren und die privat wirtschaftenden Bauern. 
Ihre Verkörperung ist nun die unabhängige 
Gewerkschaft „Solidarität".
So ist eine Lage entstanden, in der es zwar in 
der Tat um eine neue Form der Gewerk-
schaftsbewegung, keineswegs jedoch allein 
um eine Gewerkschaftsbewegung geht: Es 
handelt sich um die prinzipielle Möglichkeit 
der Institutionalisierung des politischen Wil-
lens sozialer Kräfte, die in der offiziellen insti-
tutionalisierten Struktur überhaupt nicht vor-
handen sind oder wenigstens nicht in genü-
gendem Maß ihre Interessen und Bedürfnisse 
äußern und gegenüber der politischen Macht 
durchsetzen können. Das konkretisiert sich in 
der breiten Skala politischer Forderungen, die 
von den unabhängigen Gewerkschaften vor-
gebracht werden: Sie reichen von klassischen 
Arbeits- und Sozialproblemen bis hin zu Pres-
sefreiheit und Freiheit der Religionsausübung; 
sie umfassen praktisch alle sozialen Gruppen 
und politischen Gruppierungen (z. B. durch die 
Forderung, alle politischen Häftlinge freizu-
lassen, die sich auch auf die Repräsentanten 
offen nationalistischer und antisowjetischer 
Gruppen bezieht). Die offiziellen Machtstruk-
turen erwiesen sich dabei als unfähig, die Ent-
stehung und Entfaltung dieser für sie uner-
wünschten neuen Institution zu unterbinden, 
denn dies hätte zu einem offenen Machtkon-
flikt mit der stärksten sozialen Gruppe der 
polnischen Gesellschaft geführt.
Es ist kein Wunder, wenn durch diesen Zu-
stand die Machthaber Polens und der Nach-
barländer äußerst beunruhigt sind. Soweit sie 
diese Situation aus der Sicht ihrer offiziellen 
Ideologie, des „Marxismus-Leninismus", wer-
ten, müssen sie sich an Lenins Charakteristik 
einer revolutionären Situation erinnern; diese 
ist dann eingetreten, wenn die herrschenden 
Schichten mit den bisherigen Mitteln nicht 

mehr herrschen können und die beherrschten 
Schichten mit den bisherigen Mitteln nicht 
mehr beherrscht werden wollen. Die gegen-
wärtige Lage in Polen stellt in der Tat die Em-
bryonalstufe einer solchen — nach Lenin revo-
lutionären — Situation dar.
Was könnte jedoch im heutigen Polen eine so-
zial-politische Revolution bedeuten, d. h. ein 
Zustand, in dem das bestehende gesellschafts-
politische System einem eruptiven Zerfall aus-
gesetzt würde und die real existierenden so-
zialen und politischen Kräfte offen ihre Forde-
rungen formulieren und sie in der Praxis ver-
wirklichen würden? Es könnte nur die Entfer-
nung der kommunistischen Partei von der 
Macht bedeuten, den Zerfall dieser Partei als 
Organisation der Machtelite (im Sinne einer 
besonderen sozialen Gruppe). In der Sphäre 
der sozial-ökonomischen Beziehungen müßte 
das einerseits neue Formen kollektiven Eigen-
tums bedeuten, andererseits die forcierte Ent-
wicklung eines starken privaten Eigentums-
sektors in der Landwirtschaft, im Dienstlei-
stungsbereich und in einem Teil der Industrie. 
Als ideologische Orientierung käme im heuti-
gen Polen wohl am ehesten eine christlich-so-
ziale Ausrichtung im weitesten ideologisch-
politischen Sinn des Wortes in Frage, die sich 
auf die Dauer zu sozialdemokratischem Refor-
mismus, Selbstverwaltungskonzeptionen und 
liberalen Auffassungen von politischen Rech-
ten und Freiheiten entwickeln würde. Die For-
mulierungen L. Kolakowskis von einem kon-
servativ-liberalen Sozialismus, die heute eher 
als literarisches Bonmot aufgenommen wer-
den, drücken eine derartige Möglichkeit ziem-
lich genau aus.
Es läßt sich kaum vorstellen, daß — käme es 
wirklich zu einer sozial-politischen Revolution 
dieser Zielsetzung (und erst recht im Falle ih-
res Sieges) — Polen „ein festes Glied des War-
schauer Bündnissystems" bliebe, zumindest 
nicht in dem Ausmaß und Sinn, wie sich dies 
die politische Führung in Moskau als unab-
dingbare Voraussetzung „freundschaftlicher 
Beziehungen" vorstellt. Die logische Konse-
quenz einer solchen Revolution wäre ein voll-
kommen souveräner, unabhängiger polnischer 
Nationalstaat, der, könnte er wirklich nur dem 
Willen seiner Bürger entsprechend entschei-
den, kein untergeordnetes Glied des sowjeti-
schen Blockes bliebe. Darüber spricht zwar



heute niemand — darum muß jene Deduktion 
doch nicht unrichtig sein.

An dieser Stelle muß jedoch eine unmißver-
ständliche Frage gestellt werden: Wünscht 
heute überhaupt jemand eine derartige soziale 
und politische Revolution in Polen? Wenn wir 
kleine extremistische Gruppen, die immer 
und in jeder Gesellschaft existieren, außer 
acht lassen, muß die Antwort auf diese Frage 
eindeutig „Nein“ lauten. Weder in Polen noch 
auf der Bühne der gegenwärtigen Politik Euro-
pas oder der Welt gibt es eine politisch rele-
vante Kraft, die eine derartige Entwicklung 
begrüßen würde. In Polen selbst — um es ge-
nauer zu sagen — wünscht sich eine Entwick-
lung mit derartigen Konsequenzen weder die 
offizielle politische Macht noch die Kirche 
noch die unabhängige Gewerkschaft „Solidari-
tät". Gleiches gilt für die kritischen und oppo-
sitionellen Gruppen mit größerem Einfluß, wie 
z. B. die KOR. Es gibt auch keine soziale 
Schicht in der polnischen Gesellschaft, die 
sich mit derartigen Vorstellungen von der 
Entwicklung der jetzigen Lage identifizieren 
würde. Nicht etwa, weil irgendeine der Forde-
rungen einer hypothetischen Revolution kei-
nen eigenen Träger hätte: Im Gegenteil, alle 
diese Forderungen haben ihre Träger und sind 
daher auch latent in der gegenwärtigen polni-
schen Situation vorhanden. Aber es gibt kei-
nen Träger dieser Forderungen, der sich 
gleichzeitig nicht bewußt wäre, wie vollkom-
men irreal sie sind. Vielmehr existiert das 
klare Bewußtsein, daß die Orientierung auf 
eine derartige soziale und politische Revolu-
tion die unwiderrufliche Niederlage der jetzt 
entstandenen Bewegung und die nationale 
Katastrophe anstelle positiver Veränderungen 
der Verhältnisse in Polen bedeuten würde.

Aus der Sicht der internationalen politischen 
Kräfte ist die Situation weitaus komplizierter 
und widersprüchlicher; sie hat jedoch einen 
gemeinsamen Nenner: Keine einzige der poli-
tischen Kräfte von Gewicht im heutigen Eu-
ropa ist durch ihre Interessen verknüpft mit 
einem revolutionären Zusammenbruch des 
gesellschaftspolitischen Systems in Polen. Tat-
sache ist, daß alle politischen Kräfte, die sich 
in der europäischen Politik engagieren, ein In-
teresse daran haben, daß die politische Lage 
kalkulierbar bleibt. Eine Revolution in Polen 

würde dagegen notwendigerweise die Situa-
tion unberechenbar machen.
In der innenpolitischen Entwicklung Polens 
von September 1980 an war das Bewußtsein, 
daß eine Revolution gegen das bestehende Sy-
stem unerwünscht und unrealistisch sei, die 
wichtigste Basis aller praktischen Erfolge, die 
bisher von den kritischen und oppositionellen 
sozialen und politischen Kräften erzielt wer-
den konnten. Vom Verlauf der Streiks und der 
mit ihnen verbundenen Verhandlungen über 
die Abmachungen zwischen Regierung und 
unabhängigen Gewerkschaften bis zum sich 
fortsetzen'den Kampf um die Verwirklichung 
der durch die Abmachungen garantierten Ver-
änderungen gab gerade das Bewußtsein von 
der Notwendigkeit des Kompromisses den 
Grundton an.

Dies war und ist allerdings verbunden mit be-
trächtlichen Schwierigkeiten und gewiß auch 
mit der Gefahr, daß ein für beide Seiten an-
nehmbarer Kompromiß zu einer drängenden 
Situation nicht früh genug gefunden werden 
kann. Beiden Seiten des Konflikts werden da-
durch neue, manchmal ganz und gar paradoxe 
Aufgaben auferlegt: Sowohl die aufbegeh-
rende Opposition wie die offizielle politische 
Macht müssen oft geradezu gegensätzlich zu 
dem auftreten, was die abstrakte Logik ihrer 
eigenen Ausgangsposition und die gewohnten 
Methoden ihres eigenen Handelns erheischen 
würden.

Für die Kräfte, die gegen das System opponie-
ren und Systemveränderungen anstreben, be-
steht das Grundparadox darin, daß, je größer 
ihr Erfolg in der Anfangsphase ist, in der die 
Möglichkeit von Systemveränderungen eröff-
net wird, desto höher die Ansprüche an die 
Änderung der Methoden ihres Wirkens in der 
zweiten Phase sind, in der der Kompromiß er-
reicht ist. Ohne eine derartige Änderung, die 
in gewissem Sinn auch die Zielorientierung 
der politischen Aktionen einschließt, droht 
diesen Kräften in der zweiten Phase ein Miß-
erfolg.

Für die politische Hauptkraft im heutigen Po-
len — die unabhängige Gewerkschaft „Solida-
rität" — besteht eben darin das Schlüsselpro-
blem für die nächste Zukunft. Die Vorausset-
zungen für ihre Erfolge bestanden darin, daß 
sie Streiks und Streikandrohungen dazu nutz-



te, die politische Macht zum prinzipiellen 
Rückzug zu bewegen und damit zur Legalisie-
rung unabhängiger Gewerkschaften. Dadurch 
eröffneten sich Möglichkeiten für Systemän-
derungen. Wäre die Leitung der streikenden 
Arbeiter in dieser Grundfrage — der Aner-
kennung oder Nichtanerkennung des Rechts 
auf unabhängige Gewerkschaften — auf Be-
dingungen irgendwelcher Art, durch die die 
Zulassung der neuen Gewerkschaft in die Zu-
kunft verschoben worden wäre (in eine Situa-
tion, in der ein Generalstreik für die Macht 
keine aktuelle Gefahr dargestellt hätte), einge-
gangen, hätte der Weg für Systemveränderun-
gen kaum freigemacht werden können.
Gleichzeitig war jedoch der Sieg der „Solidari-
tät“ schon von dieser ersten Entwicklungs-
phase an eine bestimmte Art von Kompromiß. 
Er bestand in der Anerkennung der „führen-
den Rolle der kommunistischen Partei im 
Staate" durch die unabhängige Gewerkschaft. 
Die einzige kompromißlose Alternative zu 
diesem Kompromiß wäre die soziale und poli-
tische Revolution gewesen. Einer derartigen 
Alternative verschloß die Abmachung zwi-
schen Streikenden und Regierung Tür und 
Tor. Dieser Kompromiß schloß jedoch nicht 
die Möglichkeit aus, einen Weg zu Systemver-
änderungen in dem Sinn zu eröffnen, daß die 
unabhängigen Gewerkschaften als Kompo-
nente des politischen Systems eine qualitativ 
andere Stellung erhielten als die bisherige Ge-
werkschaft, die in jeder Hinsicht dem Partei-
und Staatsapparat unterworfen war.
Aber gerade dadurch, daß die unabhängige 
Gewerkschaft in der ersten Phase einen prin-
zipiellen Erfolg errang (die Anerkennung ih-
rer Existenz durch den Staat), veränderte sich 
ihre eigene Stellung: sie wurde ein Teil des po-
litischen Systems; sie hörte auf, eine außerhalb 
der offiziellen politischen Struktur stehende 
Kraft zu sein. Dadurch veränderten sich je-
doch auch in bestimmten Richtungen — nicht 
in allen — die Ziele, die sie sich stellt, und die 
Methoden, mit denen sie sie erreichen kann. 
In einem gewissen Sinn nahm sie die Stelle ih-
res ehemaligen Konkurrenten ein — der bis-
herigen offiziellen Gewerkschaft; dieser Kon-
kurrent zerfiel und hörte auch formell auf, 
Partner der politischen Macht zu sein, woge-
gen die „Solidarität" eben diesen Platz ein-
nahm.

In der zweiten Entwicklungsphase, in der es 
um die Durchsetzung weiterer schrittweiser 
Systemveränderungen geht und gehen wird, 
bleibt die unabhängige Gewerkschaft daher si-
cherlich eine Pressionskraft; sie kann sich je-
doch allein darauf nicht beschränken wie in 
der ersten Phase, als sie den Charakter eines 
Streikkoordinationsausschusses hatte. Auch 
der Streik selbst kann künftig nicht die einzi-
ge, in bestimmten Situationen nicht einmal die 
Hauptmethode zur Durchsetzung ihrer Ziele 
sein. Kurzum: Sie ist eine Pressionskraft mit 
Mitverantwortung für die gesellschaftspoliti-
sche Entscheidung und Entwicklung im gan-
zen Land geworden und daher auch dafür, ob 
die wirtschaftliche, soziale und politische Lage 
im Land z. B. einen Generalstreik als Form des 
Drucks auf die Staatsmacht notwendig macht 
oder nicht.

Sollten die Führung der neuen Gewerkschaft 
(oder wenigstens ihre Mehrheit) und die 
Mehrheit ihrer Mitglieder diese Veränderung 
ihrer eigenen Situation, die gerade durch ih-
ren prinzipiellen Sieg eingetreten ist, nicht 
richtig erkennen, könnte in den weiteren Pha-
sen der Entwicklung auch das bedroht sein, 
was schon mit Erfolg errungen worden ist. 
Praktisch erscheinen die Unterschiede im Be-
greifen der neuen Situation nach außen als 
Auseinandersetzungen über das sogenannte 
radikale oder gemäßigte Anpacken einer gan-
zen Reihe von Fragen. Es geht vornehmlich 
darum, ob die Hauptwaffe — der Streik und 
der Generalstreik — immer wieder angewandt 
werden soll bzw. wie oft und zur Durchsetzung 
welcher Ziele sie angewandt werden kann und 
darf. Der charismatische Arbeiterführer des 
polnischen Herbstes, Lech Walesa, muß im-
mer wieder die Schwere dieser Situation erle-
ben, wenn er in der Gewerkschaftsführung 
überstimmt wird.

Die Kräfte der offiziellen Machtstruktur, insti-
tutionell repräsentiert vor allem durch die 
Kommunistische Partei und den Staatsapparat 
(trotz aller innerer Differenzierungen inner-
halb dieser Institutionen), stehen vor einer an-
deren, für sie jedoch nicht weniger schweren 
paradoxen Situation. Je mehr sie in der ersten 
Phase der Entwicklung der Grundmethode 
ihres bisherigen Wirkens abschworen — des 
gewaltsamen Durchsetzens des eigenen Wil-
lens ohne Rücksicht auf den Willen der be-



herrschten sozialen Kräfte —, um so erfolgrei-
cher erzielten sie im Konflikt einen Kompro-
miß und behaupteten sich in der Rolle eines 
Partners der oppositionellen Kräfte. In der 
zweiten Phase, in der der Kompromiß bereits 
erreicht ist, müssen sie dagegen, um ihre Rolle 
nicht zu gefährden, aktive Verteidiger jener 
Elemente des Kompromisses werden, die von 
den opponierenden Kräften anfangs nur un-
gern und unter dem Druck der Situation ange-
nommen worden waren.

Die Grundfrage ist jedoch, wie und mit wel-
chen Methoden der eingegangene Kompro-
miß in der Praxis eingehalten werden kann. 
Solange die offiziellen Machtstrukturen (oder 
wenigstens die entscheidende Mehrheit in ih-
rem Rahmen) nicht begreifen, daß auch für sie 
eine neue Situation gerade dadurch entstan-
den ist, daß sie sich nicht als absolute Macht, 
sondern nur als eine von zwei Seiten eines 
Kompromisses behaupten konnten, können 
sie in den weiteren Phasen auch das bedrohen, 
was sie in der ersten Phase erreichten. Die 
Konflikte, die daraus in der Praxis immer wie-
der in konkreten Fragen entstehen, werden 
als Konflikte zwischen reformistischen und 
konservativen Kräften innerhalb der offiziel-
len Machtstrukturen an den Tag treten. Es 
geht vor allem darum, ob die Machtstrukturen 
begreifen, daß der erreichte Kompromiß die 
Ausgangsbasis darstellt für eine weitere Ent-
wicklung und nicht einen stabilen Dauerzu-
stand ohne innere Dynamik, ohne Perspektive 
auf Systemveränderungen, daß eine gewalt-
same Durchsetzung des eigenen Willens ohne 
Rücksicht auf den Willen der beherrschten so-
zialen Kräfte als Grundmethode der Herr-
schaft in einem System nicht mehr möglich ist, 
das sich gerade wegen dieser Methode als in 
jeder Richtung nicht funktionsfähig erwiesen 
hat.

Die offizielle Machstruktur und ihre Reprä-
sentanten sind dabei — im Unterschied zu den 
oppositionellen Kräften — direkt abhängig 
nicht allein von den Reaktionen der inneren 
gesellschaftlichen Kräfte in Polen, sondern 
auch — und oft vor allem — von den Reaktio-
nen des Machtzentrums in Moskau. Ihre Si-
tuation ist daher sicher schwieriger als die der 
aufsässigen Opposition. Dies ist aber die einfa-
che Folge der Tatsache, daß sie die offizielle 
Machtelite darstellt, die unmittelbar für die 

bisherige Entwicklung und den gegenwärti-
gen Zustand Polens die Verantwortung trägt.

Das Grundproblem der jetzigen Lage in Polen 
läßt sich daher verkürzt so ausdrücken: Es 
geht darum, ob es gelingt, auf Dauer ein insti-
tutionelles System zu schaffen, das Gegen-
sätze und soziale und politische Konflikte 
auch im System des „realen Sozialismus" als 
normale und ständige Erscheinung anerkennt 
und das in der Lage sein wird, diese Konflikte 
durch immer neue Abkommen und Kompro-
misse zwischen der Macht und den beherrsch-
ten sozialen Kräften und nicht durch deren 
Unterdrückung dauerhaft zu lösen.

Die Bedingung dafür, daß diese Lösung über-
haupt möglich ist, ist natürlich, daß es weder 
zu einer Eruption und zum Zusammenbruch 
der jetzt bestehenden gesellschaftspolitischen 
Strukturen kommt noch zu einem gewaltsa-
men Versuch, die Situation in den Zustand vor 
dem Herbst des Jahres 1980 zurückzudrehen 
(z. B. durch eine sowjetische militärische Inter-
vention, aber auch ohne sie durch die Mobili-
sierung innerer politischer Kräfte).

Was für konkrete institutionelle Formen und 
Methoden des politischen Lebens dabei gefun-
den werden, kann weder aus den Typen der 
pluralistischen Demokratie in anderen Län-
dern noch aus der abstrakten Logik des sowje-
tischen politischen Systemmodells abgeleitet 
werden. Es kann angenommen werden, daß 
beide Komponenten sowohl unterdrückt wie 
vertreten sein werden — in Form eines Kom-
promisses, der sich als Resultante aus den kon-
kreten sozialen und politischen Kraftlinien 
bilden wird, wie sie gerade nur im heutigen 
Polen bestehen. Eine ganze Reihe derartiger 
historisch spezifischer Einflüsse wirken im 
heutigen Polen fort (im Rahmen dieses Bei-
trags können sie leider nicht analysiert wer-
den). Nur am Rande sei bemerkt, daß einer die-
ser Faktoren, die katholische Kirche in Polen, 
die Sonderstellung einer Institution mit einem 
riesigen ideell-politischen Einfluß auf die Ge-
sellschaft hat und gleichzeitig weitgehend un-
abhängig ist von der gegenwärtigen Form des 
Konflikts zwischen der Macht und den sozia-
len Kräften der Arbeiter- und Bauernschaft. 
Beide Seiten des Konflikts suchen daher not-
wendig in ihr eine Art Stütze und verleihen 
ihr damit die Rolle eines eigentümlichen Ver-



mittlers von Kompromissen, sei es auch mit 
nur begrenzten Möglichkeiten. Gerade die 
Sonderinteressen der Kirche selbst, die weder 
mit den Interessen der Macht noch mit denen 
der Oppositionskräfte identisch sind, machen 
es auch möglich, daß die Kirche in einem ge-
wissen Maß zur Findung von Kompromissen 
beiträgt, auch wenn sich dabei Marx im Grabe 
und Lenin in seinem Mausoleum umdrehen 
müßten.
Es besteht also Hoffnung, daß sich etwas 
Neues im Rahmen der gesellschaftspoliti-
schen Systeme des sowjetischen Blocks her-
ausschält. Der Zustand, der dabei in Polen er-
reicht werden könnte, unterscheidet sich von 
den Vorstellungen, die von den Reformatoren 
in der KP 1968 gehegt worden waren. Diese 
hatten versucht, zielstrebig, nach ideologisch 
motivierten Programmen, ein aus ihrer Sicht 
optimales gesellschaftspolitisches System zu 
schaffen, das die sozialen Strukturen sowjeti-
schen Typs mit den politischen Strukturen 
pluralistischen Typs kombiniert hätte. Be-
herrscht waren diese Programme von der Vor-
stellung einer Harmonie zwischen den sozia-
len Kräften an der Basis und einer aufgeklär-
ten, „wissenschaftlich agierenden" politischen 
Macht. In Polen eröffnet sich die Hoffnung, es 
könnte hier ein System entstehen, das die 
Möglichkeit ständig neuen überwindens der 
Dauerkonflikte zwischen den beherrschten 
sozialen Kräften und der politischen Macht 
durch Kompromisse böte — eine Vorstellung, 
die vielleicht wesentlich realistischer ist als 
die tschechoslowakische von 1968.
Polen wäre dabei nicht einfach ein zweites Un-
garn. In Ungarn herrscht, kurz gesagt, ein Sy-

stem, das auf der Basis des sowjetischen Mo-
dells im ganzen erfolgreich eine Politik als 
Kunst des Möglichen betreibt in dem Sinn, daß 
es im Keim einige Konflikte dämpft und mit 
dem Hinweis auf die Erfahrung aus dem Jahre 
1956 (und die der benachbarten Tschechoslo-
wakei von 1968) bei der latenten Opposition 
das Bewußtsein erhält, daß real nicht mehr zu 
machen sei. Langfristig gesehen ist dies jedoch 
eher ein Rezept, wie man Menschen ein er-
trägliches Leben in einer Sackgasse einrichtet, 
als eine Perspektive auf eine innere Dynamik 
des Systems. Polen dagegen beinhaltet heute 
eine Hoffnung, daß gerade dieser inneren Dy-
namik wegen die Tore, die aufgestoßen wor-
den sind, auch geöffnet bleiben werden, wenn 
auch unter Schwierigkeiten, mit dem Zwang 
zu immer neuen Kompromissen mit ständigen 
Gefährdungen. Wenn diese Hoffnung sich er-
füllt, könnten die polnischen Ereignisse den 
Beginn einer neuen Entwicklungsphase der 
gesellschaftlichen Systeme des sowjetischen 
Blocks bedeuten.

Es bleibt schließlich noch eine Alternative — 
eine nicht sehr wahrscheinliche, aber dennoch 
mögliche. Es kann nicht ausgeschlossen wer-
den, daß es auch heute gelingt, ähnlich wie 
nach dem Fall Gomulkas 1970, schrittweise 
mit Hilfe schlechter Kompromisse die Ent-
wicklung zurückzudrehen. Das würde jedoch 
in jedem Fall nur eine sehr kurzfristige Stabili-
sierung bedeuten; an ihrem Ende stünde mit 
um so größerer Wahrscheinlichkeit eine unbe-
herrschbare Eruption des bisherigen gesell-
schaftspolitischen Systems.

(Das Manuskript wurde im April 1981 abge-
schlossen.)

Berichtigung

In dem Beitrag von Hans Rattinger, Strategieinterpretationen und Rüstungskontroll-
konzepte, B 28/81, wurden auf Seite 30 in der Tabelle 1 die beiden vertikal gesetzten 
Bezeichnungen „NATO“ und „Warschauer Pakt" leider vertauscht. Der im gleichen 
Beitrag in Anmerkung 24 genannte Aufsatz von Manfred Opel ist in „Aus Politik und 
Zeitgeschichte" B 8/78 und nicht in B 28/77 veröffentlicht worden.



Christoph Royen: Polen zwischen Beharrung und Erneuerung. Die politischen 
Institutionen im Prozeß des Wandels
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/81, S. 3—27

Seit den Arbeiterstreiks des Sommers 1980, die zum Sturz Giereks und zur Gründung der 
neuen unabhängigen Gewerkschaft „Solidarität" führten, ist knapp ein Jahr vergangen. 
Nicht nur in Polen, sondern auch bei den Bündnispartnern Polens sowie in der westlichen 
Staatengemeinschaft findet die Krise, in die das Land geraten ist, höchste Aufmerksamkeit. 
Neben der Frage, ob und wann Polen seine wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wieder zu-
rückgewinnen kann, konzentriert sich das allgemeine Interesse auf die politischen Konse-
quenzen des „polnischen Sommers": Wird sich die sowjetische Vormacht des östlichen 
Bündnisses gezwungen sehen, erneut — wie 1953, 1956 und 1968 — zum Mittel der militäri-
schen Intervention zu greifen, um einen Bundesgenossen „gleichzuschalten"? Oder sind die 
Ereignisse in Polen der Auftakt für eine Kette politischer Reformen in der gesamten soziali-
stischen Staatengemeinschaft? Oder gelingt es den maßgeblichen politischen Kräften Po-
lens, den Prozeß der notwendigen Erneuerung an das Erfordernis der Stabilität im sowjeti-
schen Hegemonialsystem und in den Ost-West-Beziehungen anzupassen?
Die Untersuchung der Veränderungen, die die politischen Institutionen Polens bis zum 
9. Parteitag der Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei im Juli 1981 erfahren haben, sucht 
die Chancen dafür abzuschätzen, daß Polen seine Krise auf dem Weg der „sozialistischen 
Erneuerung" mit eigener Kraft meistern kann. Insgesamt ergibt sich ein Bild, das weder die 
Behauptungen östlicher Sprecher bestätigt, in Polen bestünde eine akute Gefahr für die „Er-
rungenschaften des Sozialismus", noch dem in westlichen Informationsmedien verbreiteten 
Eindruck einer ständigen Konfrontation zwischen freiheitsliebenden Arbeitern und den 
Dogmatikern des Partei- und Regierungsapparats entspricht. Vielmehr zeichnet sich eine 
wachsende Übereinstimmung der „zentristischen" Führungskräfte in der Partei, der „Reali-
sten" in der„Solidarität" und im Episkopat ab, den Extremisten entgegenzutreten. Hier liegt 
der wichtigste Unterschied zur Entwicklung des „Prager Frühlings" 1968, als die Vorausset-
zungen für eine Koalition der „gemeinsamen Vernunft und der vaterländischen Verantwor-
tung" fehlten.
Gleichwohl ist auf vier Bedingungen hinzuweisen, die bei der Prognose für das Gelingen 
der Erneuerung in Polen weiterhin Zurückhaltung gebieten:
— Das Fehlen eines überzeugenden gemeinsamen Konzepts der westlichen Staaten zur 

Abschreckung der Sowjetunion von einer Intervention in Polen.
— Die Ungewißheit, ob die sowjetische Führung die zwar weniger radikalen, dafür aber 

breiter in der polnischen Gesellschaft verankerten Wandlungsprozesse noch stärker 
fürchtet als seinerzeit den tschechoslowakischen Reformkommunismus.

— Der Zweifel, ob der Realismus der politischen Eliten Polens in ausreichendem Maße der 
Bevölkerung vermittelt werden kann.

— Das Nebeneinander von Erneuerungseuphorie und Angst vor der Zukunft unter den 
Menschen in Polen, das die Bildung der gemeinsamen Front der realistischen Kräfte 
bisher noch stört.



Zdenek Mlyn: Entwicklungsmöglichkeiten in Polen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/81, S. 29—37

Der Artikel analysiert die Entwicklungsmöglichkeiten in Polen ohne Rücksicht auf das Pro-
blem einer möglichen sowjetischen militärischen Intervention.
Die Krisenentwicklung in Polen wurde einerseits durch spezifische Faktoren verursacht, 
andererseits sind jedoch ihre Wesenszüge keine polnische Besonderheit: Es zeigte sich, daß 
die Industriearbeiterschaft im Kampf um elementare materielle und sozialpolitische Forde-
rungen auch im „realen Sozialismus" auf ihre traditionelle Waffe zurückgreifen kann — zum 
Massenstreik und zur eigenen, von der kommunistischen Partei unabhängigen Organisa-
tion. Das bedroht den im ganzen Sowjetblock funktionierenden Mechanismus, der die rela-
tive Stabilisierung der sowjetischen Systeme während der siebziger Jahre ermöglichte. 
Diese Stabilisierung stützte sich auf passive Konformität der breiten Bevölkerungsschich-
ten, die durch einen bestimmten materiellen Lebensstandard und durch soziale Sicherheit 
(vor allem Ausschluß von Arbeitslosigkeit) sowie durch Verdrängung aller kritischen und 
oppositionellen Kräfte aus der offiziellen politischen Struktur erreicht wurde.
In der gegenwärtigen Lage Polens können die herrschenden Schichten nicht mehr mit den 
bisherigen Mitteln herrschen und die beherrschten Schichten haben noch keine eigenen 
Mittel, um zu herrschen. Sie stellt die Embryonalstufe einer — nach Lenin — revolutionä-
ren Situation dar. Keine der beteiligten wichtigsten politischen Kräfte (die offizielle politi-
sche Macht in Polen, die Gewerkschaft „Solidarität”, die katholische Kirche, die wichtigsten 
außenpolitischen Kräfte) wünscht sich jedoch eine soziale und politische Revolution mit al-
len innen- und außenpolitischen Konsequenzen. Deshalb wurden bisher auch alle Konflikte 
durch Kompromisse gelöst. Diese Entwicklung führte jedoch schon zu gewissen Systemän-
derungen: Die unabhängige Gewerkschaft „Solidarität" (die keineswegs lediglich eine Ge-
werkschaftsbewegung darstellt) wurde zum Bestandteil des politischen Systems. Dabei ist 
die monopolistische Stellung der kommunistischen Partei geblieben; eine gewaltsame 
Durchsetzung ihres eigenen Willens ohne Rücksicht auf den der beherrschten sozialen 
Kräfte ist jedoch als Grundmethode der politischen Herrschaft künftig nicht mehr mög-
lich.
Das Grundproblem der jetzigen Lage in Polen läßt sich daher verkürzt so ausdrücken: Es 
geht darum, ob es auch im „realen Sozialismus" gelingt, auf Dauer ein institutionales System 
zu schaffen, das soziale und politische Gegensätze und Konflikte als normale und andau-
ernde Angelegenheit anerkennt und das in der Lage sein wird, diese Konflikte durch immer 
neue Abkommen und Kompromisse zwischen der Macht und den beherrschten sozialen 
Kräften dauerhaft zu lösen. Die Bedingung dafür ist natürlich, daß es weder zu einer revolu-
tionären Eruption und zum Zusammenbruch der jetzt bestehenden gesellschaftspolitischen 
Strukturen kommt, noch zu einem Versuch, die Situation gewaltsam in den Zustand vor 
dem Herbst 1980 zurückzudrehen. Ein derartiger Versuch würde in jedem Fall nur eine 
sehr kurzfristige Lösung bedeuten; an ihrem Ende stünde dann mit um so größter Wahr-
scheinlichkeit eine unbeherrschbare Eruption des bisherigen sozialpolitischen Systems.
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